Ojtland 


Wochenſchriſt für den geſamten Oſten 


Mitbegründer: Dr. Franz Lüdtke. verlag Bund Deutfher Oſten E. v., Berlin W 39. 


Erſcheint wöchentl. einmal. Bezug: Durch die Poſt vierteljährlich 1.50 M. Einzelnummer 20 Pf. und 5 Pf. Poſtgebühr. 


Anzeigenpreis: Für jeden Millimeter Höhe der 4geſpaltenen Zeile 45 Pf. 


Nr. 40. 


Berlin, 5. Oktober 1934. 15. Jahrg 


Inhalt: S. 469: Ungarn, Polen und die Slowakei. S. 470: Eine engliſche Denkſchrift über Memel. — S. 471: Fortgeſetzte Verletzung des Memelſtatuts. — S. 473: 


„Der Sieger von Genf.“ — 


Wirtſchaft im Oſten. — S. 478: Der Kampf gegen den deutſchen Kultureinfluß im Baltikum. — S. 479: Danzig und die polnifi 


S. 474: Schickfale deutſcher Schulen in Poren, — Oſtland- Woche. — S. 476: Pilſudski — der uche r des polniſchen Volkes. — S. 477: 


e Preſſe. — S. 480: Oſtpreußiſche Heide. 


Bücher. 


Ungarn, Polen und die Slowakei. 


Seit langem war man daran gewöhnt, Ungarn als einen zuverläſſigen 
Stützpunkt der italieniſchen Donaupolitik zu bewerten und umgekehrt 
Stalien als einen Freund des ungarischen Neviſionismus in Rechnung 
zu ſtellen. Mit ihrer „wohltemperierten“ Neviſionsfreundlichkeit 
hatten es die Staliener verſtanden, ſich die politiſchen Sympathien 
Ungarns zu ſichern. Mit unbeſtimmten und zu nichts verpflichtenden 
Worten pflegte der italieniſche Faſchismus gelegentlich von den berech⸗ 
tigten Anſprüchen Budapeſts auf Jlowakiſche oder ſüdflawiſche Gebiets- 
teile zu ſprechen. Aber einen praktiſchen Vorteil bat 
Ungarn don lolchen revijioniftilben Andeutungen 
genauſo wenig wie Deutſchland gehabt, das mit der 
platoniſchen Repvilionsfreundlichkeit der Faſchi⸗ 
ten gleichfalls nichts anzufangen vermochte, Die 
ungariſch-italieniſche Sreundfchaft war in der Hauptſache auf dem 
italieniſch⸗franzöfiſchen Gegenjat in der Donau- 
frage begründet. Wenn nun, wie es feit einigen Monaten geſchieht, 
dieſer Hegenſatz überbrückt wird, wird zu gleicher Seit auch jener 
Freundſchaft die weſentlichſte Grundlage entzogen. Ungarn ſieht ſich 
don ſeinen italieniſchen Freunden, auf deren Unterſtützung es hinſichtlich 
ſeiner territorialen Beſtrebungen gehofft hatte, enttäuſcht. Denn 
wenn Nom ſich über die Donaufrage mit Paris verſtändigen will, 
dann muß es auch auf ein gutes Einvernehmen mit Prag, dem 
treueſten Bundesgenoſſen Frankreichs, bedacht fein, d.h. dann muß es 
auf eine weitere Sörderung der ungarischen Neviſionswünſche verzichten. 

eres aber mit den Cſchechen hält, kommt für die 
Ungarn als Freund und Bundesgenoſſe nicht in 
Betracht. In dieſer Beziehung iſt Budapeſt empfindlich und kon- 
Jequent. Es wird ſich immer den Staaten zu nähern verjuchen, die 
ſich mit der Tſchechoſlowakei nicht vertragen und von denen es daher 
annehmen kann, daß ſie In im gegebenen Augenblick einmal für 
die ungariſchen An)prüche auf die Slowakei einzu- 
letzen bereit ſind. Stalien hat wegen Jeiner Verſtändigungs- 
verjuche mit Frankreich in Ungarn viel Sumpathien verloren. Ge— 
wonnen aber hat Polen. 


Swiſchen Polen und Ungarn hat es niemals irgendwie nennens= 
werte Gegenſätze gegeben. Die beiden Völker fühlen ſich durch 
mancherlei geſchichtliche Erinnerungen, die von ihrem 
lebendigen Nationalbewußtſein gepflegt und erhalten werden, verbunden. 
Es ſei nur daran erinnert, daß es einmal, wenn auch nur für kurze 
Zeit, eine ungariſch-polniſche Perſonalunion unter 
König Ludwig d. Gr. gegeben hat, daß einmal ein polniſcher 
Fürrſt zum König von Ungarn gewählt worden iſt und daß 
der Siebenbürger Stephan Bathory ju den hervor- 
ragendſten polniſchen Königen zählt. Und es ſei weiter daran erinnert, 
daß die polniſchen Revolutionäre und die ungariſchen 

»Sreiſchärler in der Mitte des vorigen Jahrhunderts mitein- 
ander in den engſten Beziehungen ſtanden. Solche geſchichtlichen Ho- 
meinſamkeiten zweier Nationen können ſich unter Umſtänden ſehr wohl 
als politiſche bedeutſame Saktoren erweiſen. In Warſchau und 
Budapeſt hält man die Seit, dieſe hiſtoriſchen Er- 
innerungen politiſch zu aktivieren, jetzt für ge⸗ 
kommen. . 

Polen hat im Lauf dieſes Jahres mehrfach in ſehr entſchiedener 
Sorm gegen die Cſchechoſlowabkei Stellung genommen. Der 
Streit um die polniſche Volksgruppe im Ceſchener Schleſien iſt 
nur der äußere Anlaß zur Aufdeckung eines tiefgreifenden polniſch— 


tſchechiſchen Gegenjates geweſen. Warſchau ſieht in Prag den natür- 
lichen Konkurrenten feiner eigenen Jüdojteuropäilchen Pläne. 
Jede Schwächung der tſchechiſchen Politik auf dem Balkan und im 
Donauraum kann Polen nur angenehm ſein. Jede Seſtigung der 
Kleinen Entente wird dort als eine Schädigung der eigenen Intereſſen 
empfunden. In der öſterreichiſchen Stage ſieht Warſchau keinen Anlaß, 
die Prager Anſichten zu teilen. Auch find die Grenzſtreitigkeiten, die 
während des rufſiſch-polniſchen Krieges von den Weſtmächten zu- 
gunſten der Cſchetchei entschieden wurden, in Polen noch nicht in Ver- 
geſſenheit geraten. Und ſchließlich iſt auch die Catſache, daß Prag 
mit den Franzoſen durch dick und dünn geht, nicht geeignet, in dem 
mit Frankreich um ſeine außenpolitiſche Selbſtändigkeit ringenden Polen 
bejonders freundſchaftliche Gefühle zu wecken. Es hat in der Seit vor 
der Warjchauer Reife des franzöſiſchen Außenminiſters, als der polniſch— 
tſchechiſche Minderheitenkonflikt auf dem Höhepunkt ftand, in der 
polniſchen Prelſe nicht an mehr oder weniger 
offenen Hinweifen auf die territoriale Mißgeſtalt 
des tſchechollowakiſchen Völkerſtaates gefehlt. 
Und es trifft wohl auch zu — wenn vielleicht auch nicht wörtlich, ſo 
doch aber dem Sinne nach —, daß Polen in ſeiner Stellungnahme zum 
franzöſiſchen Oljtpakt u. a. betont hat, daß es nicht daran denke, 
gegen irgendein Land im Donauraum Partei zu ergreifen, d. h. daß 
es ſich nicht an Maßnahmen zu beteiligen gedenkt, die von Ungarn 
als eine polniſche Unfreundlichkeit in der Jlomakifchen Frage ausgelegt 
werden könnten, 

In Ungarn hat man dieſe polnische Gegnerſchaft zur Tfchecho- 
llowakei mit um fo freudigerer Genugtuung begrüßt, ak zur ſelben 
Seit der Glaube an die Ehrlichkeit der freundſchaftlichen Heſinnung 
Staliens zu ſchwinden begann. Von ungariſcher Seite ſind, wie es 
ſcheint, auch bereits verſchiedentlich Verſuche gemacht worden, die 
Sreundſchaft mit Polen in feſtere Formen 0 gießen, um Jich die 
polniſche Unterſtützung in der jllowakiſchen Revi⸗ 
Jionsfrage zu ſichern. Es heißt, daß vor einiger Seit von 
ungariſchen reviſioniſtiſchen Kreiſen der polniſchen Seite ein Angebot 
gemacht worden ſein ſoll, demnach Polen als Belohnung für 
feine Unterſtützung der ungariſchen Revifions- 
politik bei einer Loslöſung der Slowakei vom tſchechiſchen Staate 
ein Gebiet erhalten ſoll, das etwa die (größtenteils von 
deutſchen Koloniſten beſiedelte) Zips umfalfen und bis nach 
Kaſchau (in deſſen Umgebung ſich einige polniſche Siedlungen be- 
finden) beranreichen Joll. Daß es ſich bei dieſer Anregung, 
falls ſie wirklich gemacht worden ſein ſollte, nicht um eine offizielle 
Aktion handelt, verſteht ſich von ſelbſt. Daß aber der Gedanke, der 
ihr zugrunde liegt, in manchen Kreiſen auf beiden Seiten Zuftimmung 
findet, iſt durchaus wahrſcheinlich. Ungariſcherſeits iſt mehrfach von 
den Vorteilen, die eine gemeinſame Grenze mit Polen 
beiden Staaten bringen könnte, die Rede geweſen. Und für die Polen 
liegt kein Grund vor, die Vorteile einer gemeinſamen Grenze mit 
Ungarn in Zweifel zu ziehen. Es iſt freilich leicht, Grenzen auf der 
Landkarte zu ziehen, aber ſchwer, die Möglichkeit ihrer prak- 
tiſchen Durchführung zu finden. Trotzdem iſt nicht zu ver- 
kennen, daß in der polniſchen und der ungariſchen Ein- 
ſtellung zur ſlowakiſchen Frage wenigſtens ftim- 
mungsmäßig eine weitgehende Übereinſtimmung 
beſteht. Und es iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß dieſe Semein- 
Jamkeit geeignet iſt, einen bedeutſamen Faktor in der künftigen Akti- 
vierung der polniſch-ungariſchen Freundſchaft zu bilden. Dr. K. 


| 


Vor einiger Zeit hielt ſich ein angeſehener engliſcher Rechtsanwalt, 
Sir A. Lawrence, im Memelgebiet auf, um ſich um die Ver⸗ 
teidigung der deutſchen Memelländer, denen demnäch]t wegen „Ver- 
ſtoßes gegen das Geſetz zum Schutze von Volk und Staat“ der Prozeß 
gemacht werden Joll, zu bemühen. Die litauiſchen Behörden haben ihm 
das unmöglich gemacht, indem fie ihm trotz wiederholter Geſuche den 
Zutritt zu den Häftlingen verweigerten, von deren Angehörigen er um 
Hilfe gebeten worden war. Seine Erfahrungen und Eindrücke hat 
Sir Lawrence nunmehr in einer Denkſchrift niedergelegt und 
den zuständigen Stellen der Signatarmächte ſowie einer Neihe von 
Blättern übergeben. Im nachfolgenden bringen wir eine Überſetzung 
dieſes Schriftitückes, das, weil es von nichtdeutscher Seite ſtammt, 
beſondere Bedeutung beſitzt. 

„Gegen Ende Auguſt 1934 begab ich mich wegen der gerichtlichen 
Unterſuchung, die gegen 140 ſeit Februar d. J. unter der Beſchuldigung 
des Hochverrats verhaftete Perſonen ſchwebt, nach Litauen. Als 
engliſcher Nechtsbeiſtand war ich von den Verwandten 
einiger Häftlinge, die zu Dr. Neumanns Partei gehörten und 
aus mehrfachen Gründen nicht in der Lage waren, an Ort und Stelle 
geeigneten Beiſtand ju erhalten, erſucht worden, deren Verteidigung 
zu übernehmen. Keiner dieſer Verwandten lebt in Litauen; jeder dort 
Anſäſſige würde ſich der Gefahr von Repreffalien Jeitens 
der litauiſchen Behörden ausſetzen, wenn er etwas der— 


artiges unternehmen wollte. 


Ich verwandte etwa zehn Tage auf die Einholung von Auskünften 
an Ort und Stelle und hatte Gelegenheit zu Sefprächen mit zahlreichen 
Perſönlichkeiten in wichtigen Stellungen. Durch meine Erkundigungen 
und beſonders aus meiner Fühlungnahme mit hohen Beamten der 
litauiſchen Regierung erlangte ich die Gewißheit, daß die 
Negierung, wenn kein Druck auf ſie ausgeübt wird, 
nicht daran denkt, den Gefangenen eine gerechte 
Möglichkeit zur Verteidigung su geben und daß ſie 
es darauf abgeſehen hat, Unſchuldige zu ver- 
urteilen, um die anderen Memelländer von einer 
politiſchen Betätigung abzuſchrecken 

Nachſtehende Tatſachen ſind bezeichnend: Keinem der in Ge- 
wahrſam befindlichen Perfonen war es bisher ge- 
ftattet, einen Anwalt ju empfangen, obwohl ſich viele von 
ihnen ſchon ſeit dem 9. Februar 1934 in Haft befanden. Das neue 
Staatsfchutzgeſetz trat am 8. Februar d. F. in Kraft und wurde nach 
der Verhaftung vieler der Gefangenen am 9. Februar d. J. veröffent⸗ 
licht. Herr Kavolius (der Beiſitzende Oberſtaatsanwalt in Kauen) 
teilte mir mit, daß ſich nach diefem Geſetz und nach dem geltenden 
Strafrecht die Dinge folgendermaßen verhalten: Die Gefangenen ſind 
nicht berechtigt, einen Nechtsbeiſtand zu empfangen oder auch nur 
zu erwählen, ehe nicht die Anklage erhoben iſt. Sie 
müſſen jedoch binnen drei Tagen nach Anklageerhebung 
ihren Anwalt wählen und jene Zeugen benennen, die fie vorzuladen 
wünſchen, obwohl fie bis dahin noch gar keine Gelegenheit hatten, zu 
erfahren, welcher Rechtsanwalt etwa bereit ift, fie zu verteidigen oder 
gegen welche Anſchuldigungen fie ſich zu verteidigen haben .. Herr 
Kavolius teilte mir ferner mit, daß die Verhandlung vermutlich inner- 
halb einer Woche nach Anklageerhebung ſtattfinden werde. Ich legte 
Verwahrung gegen dieſes beabſichtigte Verfahren ein, zumal ja nach 
Angabe der Behörden das Anklagematerial viele Bände umfaffen Joll. 
Anſcheinend hat mein Proteſt einige Wirkung gehabt. Denn aus den 
Angaben der litauiſchen Preſſe läßt ſich entnehmen, daß die Ver- 
handlung wahrſcheinlich erſt Ende November ſtattfinden wird, Jo daß 
— die Richtigkeit diefer Zeitungsberichte vorausgeſetzt — etwa ein 
Monat für die Vorbereitung der Verteidigung zur Verfügung ſtehen 
würde. Dagegen find Anzeichen dafür, daß noch irgendwelche andere 
Erleichterungen eingeräumt werden, nicht vorhanden. 

Die Verteidigung wird auch dadurch behindert, daß der deutſche 
Wortlaut des neuen Staatsſchutzgeſetzes nur ſehr 
ſchwer zu erlangen ift, da die Seitungsnummern, in denen er 
erſcheinen ſoll, fofort beſchlagnahmt werden. Ich Jelbft beſitze einen 
deutſchen ortlaut, doch iſt es bezeichnend, daß ich erſucht wurde, 
niemandem zu verraten, wer ihn mir jugeſteckt hat. Letzthin bieß es 
in einer litauiſchen Zeitung, einige der Häftlinge würden vielleicht nicht 
in der Lage ſein, ſich einen Verteidiger zu beforgen. Die Quelle dieſer 
Nachricht iſt unbekannt, doch legt ſie die Vermutung nahe, daß die 
Regierung einen Druck auf die litauiſchen Anwälte 
dahin auszuüben bemüht ift, daß keiner von ihnen 
als Verteidiger der Peutſchen auftritt. Den Ge- 
fangenen wird eine deutſche Uberſetzung des Beweis- 
verfahrens verweigert, obwohl die meilten von ihnen kein 
Litauiſch verſtehen. 8 

Unheimliche Gerüchte laufen über die Behandlung der 
Gefangenen um, und es wird allgemein geglaubt, daß min- 
deſtens ein Häftling (Rimkus) infolge der Miß 
handlungen bereits geſtorben und ein anderer (Horn) 
trrfinnig e iſt und ſich jetzt in einem Irrenhauſe be- 
findet; Ende Auguft waren es ſchon zwölf Wochen her, daß niemand 
die Erlaubnis erhalten hatte, ihn zu beſuchen. Ein anderer Gefangener 
wurde im April d. S. verhaftet und meines Wiſſens wurde ſeitdem 
niemand mehr zu ihm gelaſſen! Ein weiterer Häftling, namens Lan ⸗ 
ger, der jetzt nach Beutſchland entflohen ift, berichtet, er ſelbſt ſei 
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gefoltert worden und er habe geſehen, wie man den oben genannten 
und tot geglaubten Nimbus ebenfalls gefoltert hat. 

Die litauiſche Regierung gab mir nicht die Er- 
laubnis, irgendeinen der Gefangenen in der Haft 
zu beſuchen, obwohl ich deutlich hervorhob, daß ich aus der Richt- 
erteilung dieſer Erlaubnis die Folgerung ziehen müſſe, daß die von mir 
vernommenen Gerüchte über die Vorgänge im Gefängnis auf Wahr- 
heit beruhen. Von Herrn Bifauskis (dem früheren litauiſchen 
Geſchäftsträger in London, der jetzt im Kauener Außenminiſterium tätig 
iſt), erhielt ich zur Antwort, ich möge es ols ein Glück erachten, daß 
man in Litauen Gefangene nicht im Gefängnis erſchieße; und er deutete 
an, daß es, falls ich meine Cätigkeit fortſetzen Jollte, wohl gefchehen 
könnte, daß einige von ihnen „bei einem Fluchtversuch“ erſchoſſen 
werden. Demnach iſt man ju der Annahme gezwungen, daß die Ju- 
ſtände in den Gefängniſſen Jo arg ſind, daß die Regierung lieber die 
Gerüchte weiter kurſieren als jemanden die Häftlinge auffuchen läßt. 

In den meiſten Fällen wurde den Frauen oder nä chſten 
Verwandten geſtattet, die Häftlinge etwa alle 14 Cage zu 
befuchen; das darf aber nur im Beiſein eines Gefängnis- 
aufſehers geſchehen, der zwiſchen dem Doppelgitter, hinter dem ſich 
der Gefangene befindet, und dem Befucher Aufſtellung nimmt. Der 
Nigaer Berichterſtatter der „Times“, der von den Bolſchewiſten eine 
Seit lang in Moskau eingekerkert war, hat mir erzählt, das ſei die 
alte ruſſiſche, auf die Geſpräche zwiſchen den Häftlingen und ihren 
Familien angewandte Methode; natürlich fei es unter ſolchen Umſtänden 
für die Verhafteten schlechthin unmöglich, Aufſchluß über ihre Leiden 
im Kerker zu geben, ohne von Jeiten der Behörden Vergeltungs- 
maßnahmen fürchten zu müſſen. Offenbar haben die Litauer, die vor 
dem Kriege unter dem Polizeilyftem des zariſtiſchen Rußlands gelebt 
haben, dieſes Syftem übernommen und es ſcheint ihnen jetzt, wo fie 
ſelber im Sattel ſitzen, ganz ſelbſtverſtändlich zu fein, daß dieſes ſelbe 
Salem nun von ihnen gegen die ihnen unterworfenen Völker angewandt 
wird. 

Obwohl das Memelſtatut (Art. 5) beſtimmt, daß die Straf- 
geſetzgebung der Gerichtsbarkeit den autonomen Behörden des Memel- 
gebietes unterſteht und daß die deutſche und die litauiſche Sprache 
gleichberechtigt find (Art. 27), beabſichtigt man, die Gefangenen vor 
ein Gericht zu ſtellen, das ſich außerhalb des Memel⸗ 
gebietes befindet und zwar auf Grund eines Ge- 
Jetes, das von den Vertretern des Memelgebietes 
nicht gebilligt, ſondern lediglich durch Verordnung 
der litauiſchen Regierung in Kraft geſetzt 
worden ift... 

Sch bin nach Memel in der feſten Überzeugung gekommen, daß Teile 
der Bevölkerung des Memelgebietes tatfächlich hochverräteriſche Um- 
triebe gegen den litauiſchen Staat ins Werk geſetzt hätten; und ich 
kann ſelbſtverſtändlich nicht mit Beſtimmtheit behaupten, daß dem nicht 
jo iſt, da ich über die Saß Partei keine ursprünglichen Informa- 
tionen beſitze. Doch kann ich den Widerwillen und die Geringſchätzung 
bezeugen, welche verantwortliche Mitglieder der Neumann 
Sruppe gegenüber der Saß -Gruppe hegen; ſie glauben von der 
letzteren, daß fie im Solde der litauiſchen Regierung geſtanden hat, 
einmal um die memelländiſchen Stimmen zu eee und dann, um 
die Politik der verantwortlichen Führer des Memellandes in Verruf 
zu bringen. Hervorragende Mitglieder der Neumann-Gruppe ſprachen 
ganz offen mit mir, und ich bin überzeugt, daß die Gruppe 
als Ganzes nicht in Umtriebe gegen den litauiſchen 
Staat verwickelt geweſen iſt. Catſächlich ſcheinen fowohl 
fie als die Bedölkerung von Memel jener Denkweise bar zu Jein, 
die zur Heranbildung von Revolutionären erforderlich iſt; fie ſcheinen 
ſich deſſen bewußt zu fein, daß ihre wirtſchaftliche Zukunft eher mit 
Litauen als mit Oſtpreußen verknüpft iſt. 8 

Ich las Briefe von Dr. Neumann, welche die Staats- 
treue und ſogar Sreundſchaft zu Litauen zum Ausdruck 
bringen und die vollzogene Tatjache der Trennung des Memeler Ge- 
schickes von demjenigen Deutjchlands betonen. Dieſe Briefe wurden 
geſchrieben, bevor Dr. Neumann Schwierigkeiten mit den Behörden 
gehabt hat, und ſie ſcheinen für die Haltung ſeiner Partei kennzeichnend 
zu fein. Ich ftellte Jorgfältige Erhebungen an, um ju 
erfahren, ob ein Grund vorliege, Dr. Neumanns 
Loyalität gegenüber Litauen in Sweifel zu ziehen; 
ich konnte aber keine Anhaltspunkte für eine ſolche 
Annahme entdecken . Er 

Alle Ergebniffe der bisherigen Wahlen im Memelgebiete beftätigen 
die Anſicht, daß die Alt- Memelländer ein homogenes 
Ganze bilden und daß kein bemerkenswerter Riß 
zwiſchen litauiſch und deutſch ſprechenden Bürgern 
beſteht. Wenn auch im Nlemelgebiet als Ganzes genommen eine 
kleine Mehrheit von litauiſch ſprechenden Wählern vorhanden iſt, ſo 
hat es doch der „Litauer-Block“ nicht vermocht, mehr als 5 von den 
29 Sitzen des Landtages zu erhalten. Aus dieſen Zahlen ergibt ſich. 
daß die litauiſch Jprehenden Einwohner des Memel 
gebietes tatfählich die Selbſtverwaltung einer 
e ihres Gebietes in Sroßlitauen vor- 

ieben. 
j Draſtiſche Polizeimethoden werden gebraucht, um 
Jeden einzuſchüchtern, der Mitgefühl für irgendeinen politiſchen Häft- 
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ling verrät. Als 3. B. einige verhaftete und dann wieder frei- 
gelaſſene Leute auf dem Bahnhofe von mehreren Freunden erwartet 
wurden, find die letzteren von der Polizei ergriffen und mit Knüt⸗ 
teln ſchwer geſchlagen, einige Stunden in Haft behalten und 
dann entlaffen worden, ohne daß eine Anſchuldigung wegen irgend- 
eines Vergehens gegen ſie erfolgt wäre. 

Von 800 Beamten und Angeſtellten des Memel- 
gebietes Jind über 500 bereits unter verschiedenen 
Sormwänden abgejett worden. In zahlreichen Fällen wurde 
bei langjährigen Beamten der Stadt Memel als Entlaſſungsgrund 
angegeben, daß ſie der litauiſchen Sprache unkundig 
jeien; fie wurden durch Leute erſetzt die des Deut- 
[chen nicht mächtig ſind. Und dies im Gegenſatz zu Art. 27 
des Memelſtatutes, welcher beſtimmt, daß Litauiſch und Deutſch als 
amtliche Sprachen des Alemelgebietes als gleichberechtigt anzuerkennen 
find, und obwohl tatlächlich Deutſch die einzige Sprache 
eines Großteils der Bevölkerung ift. Von den Dienft- 
enthebungen wurden auch zwei Nichter betroffen, obgleich nach 
Art. 25 und 24 des Memelſtatuts die Nichter der memelländiſchen 
Eerichtshöfe auf Lebenszeit ernannt und nur auf Grund eines Urteiles 
der Memelabteilung des Litauiſchen Oberſten Gerichtshofes in Kauen 
abſetzbar find. Das Memelgebiet wird ſeit einigen Jahren unter dem 
Geſetz des Kriegszuſtandes verwaltet. In den letzten Monaten 
wurde die Memelpolizei in ſtarkem Maße durch Litauer von 
außerhalb des Gebietes erſetzt, die kein Oeutſch verstehen und unter 
denen lich in zahlreichen Sällen auch Leute befinden follen, die ein 
ie e don ſchweren Verbrechen aufmeifen 

Natürlich kann man ſich, was die Argumente der Staats- 
anwaltſchaft betrifft, nur auf Vermutungen ſtützen. Doch baben 
infpirierte Artikel in der litauifchen Preſſe viel Aufhebens von einer 
Nede gemacht, die ein Dr. Endrejat, ein ganz kleiner Vorſtand 
der „Winterhilfs-Sruppe“ der Neumann-Partei in einer Verſamm- 
lung im November 1933 gehalten hat. Die litauiſchen Blätter be⸗ 
haupten, das ſei „eine höchſt aufrühreriſche und aufreizende Rede“ ge- 
weſen und ſie habe u. a. die Wendung enthalten, die Partei Dr. Neu- 
manns vertrete „die Gedankengänge Hitlers in Oſteuropa“. Sch erhielt 
aber von vertrauenswürdiger Seite den von Dr. Endrejat Jelbjt vor- 
bereiteten Entwurf diefer Rede. Danach enthält ſie in der Hauptſache 
einen rhetoriſchen Überblick über die Geſchichte des Memelgebietes 
während der letzten 500 Jahre, und wenn fie auch licher verletzend für 
litauiſche Gefühle iſt, ſo enthält fie doch weder direkt noch indirekt 
irgendeine Aufreiſung zur Gewalttätigkeit, und ſie läßt auch nicht das 
Beſtehen einer Verſchwörung erkennen, wie ſie überhaupt gar nichts 
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enthält, was irgendwie den oben erwähnten Worten entspräche. Mir 
wird berichtet, daß Dr. Endrejat eine bedeutungsloſe Perſon in der 
Neumann-Partei geweſen ijt und daß er nach dieſer Nede überdies 
ſogleich aus der Partei entfernt worden iſt. Es wird ſedoch in 
weiten Kreiſen Litauens befürchtet, daß die 
Regierung verfuhbt, Beweiſe zu fabrizieren, in⸗ 
dem ſie in dieſe Rede einige Sätze einflicht, die 


darin nicht enthalten geweſen find. 


Ich bin der Überzeugung, daß Erwägungen der Landesverteidigung 
nicht genügen, um die von der litauiſchen Regierung getroffenen Maß- 
nahmen zu erklären, und ich glaube, daß die richtige Erklärung 
für deren Vorgehen folgende iſt: Die litauiſche Negierung 
ift der Anficht, daß ihr eine wirkliche oder ver- 
meintliche Nazigefahr eine gute Entſchuldigung 
gebe für eine beſchleunigte Durchführung ihrer 
offen zugegebenen Politik einer Angleichung des 
Memellandes an das übrige Litauen und einer 
Serſtörung der durch das Memeljtatut gemwähr-. 
leiſteten Autonomie. Su diefem Swecke bedient fie ſich 
terroriſtiſcher Methoden, die mindeſtens ebenſo gegen die 
verantwortlichen und loyalen Führer des Memellandes als gegen 
etwaige wirklich aufſtändiſche Elemente gerichtet find. Sweifellos 
rechnet ſie darauf, daß, falls es gelingt das alte memelländiſche Element 
für ein bis zwei Jahre aus dem öffentlichen Leben auszufchalten, ſie 
fich der ganzen Verwaltung bemächtigen kann und eine %-Mebhrheit 
im Landtag zu erzielen vermag, um das Memelſtatut ‚Jo abzuändern, 
daß die Autonomie des Memelgebietes vernichtet 
oder ju einer Siktion gemacht wird. Eine Volks- 
befragung über eine Abänderung des Statuts, wie ſie in der 
Wemelkonvention vorgeſehen iſt, würde in den Händen großlitauiſcher 
Beamten natürlich nichts anderes fein als eine Farce. Meines Er- 
achtens ſind die allerunparteiiſchſten Beobachter der Memeler An- 
gelegenheiten zu derſelben Schlußfolgerung gelangt.“ 

Anſchließend geht Sir Lawrence noch auf die Sitzung des Memel⸗ 
landtags vom 5. September ein, die durch litauiſche iaßnahmen be- 
ſchlußunfähig gemacht worden iſt, um dann feine Denkfchrift mit einem 
Hinweis auf die von Schulrat Meyer verfaßte Memelpetition zu be- 
ſchließen: „Aus Genf“, Jo ſchreibt er, „erhielt ich die Oruckſchrift einer 
Petition, die den vier Signatarmächten der Memelkonvention von Herrn 
Richard Meyer überreicht worden ift; dieſer ift Jeit vielen Jahren 
der Leiter des Erziehungsweſens des Memelgebietes, wurde aber letzt- 
bin von den litauiſchen Behörden entlaſſen. Dieſe Denk ſchrift 
beleuchtet grell einige Verſtöße, die gegen das 
Statut begangen worden find.“ 


Fortgeſetzte Verlegung des Memelſtatuts. 


Die Signakarmächte greifen ein. 

Die Beſchwerde, die der Vizepräſident des Memellandtages, Schul- 
rat Meyer, kürzlich in Genf den Vertretern der Signatarmächte 
des Alemelſtatuts übergeben hat, iſt nicht ohne Erfolg geblieben. 
England, Frankreich und Stalien lind durch ihre Kauener 
Vertreter im litauiſchen Außenminiſterium vorftellig 
geworden. Es handelt ſich bei dieſer Intenvention nicht um einen 
gemeinſamen Schritt der Signatarmächte. Japan, die vierte 
Signatarmacht, hat ſich an dem Schritt nicht beteiligt. Aber nicht 
deshalb, weil es etwa die litauiſchen Maßnahmen billigte, ſondern 
weil die drei anderen Mächte als Mitglieder des Völkerbundes die 
Angelegenheit mit voller Abſicht Jo angefaßt haben, daß es Japan, 
das ſeit ſeinem Austritt aus Genf jede Verbindung mit dem Völker- 
bunde peinlichſt vermeidet, nicht möglich war, mit ihnen gemeinſam in 
Kauen zu intervenieren. Die engliſchen, franzöſiſchen und italienischen 
Vertreter haben im litauiſchen Außenministerium zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die gegen die Autonomie des Memelgebietes gerichteten 
Ma nahmen große Beſorgnis bei ihren Regierungen 
ausgelöſt hätten, und daß es mit Nückſicht auf den in Genf ein- 
genommenen Standpunkt der Unverletzlichkeit der Verträge notwendig 
jei, daß die geſetzmäßigen Suſtände im Memelgebiet 
unverzüglich wieder bergeſtellt werden. Weiter ift der 
litauiſchen Regierung mitgeteilt worden, daß ſich zur Seit ein von den 
drei Signatarmächten eingeſetzter juriſtiſcher Ausſchuß mit den 
in der Denkſchrift des Schulrats Meyer vorgebrachten Beſchwerden 
befaſſe, und daß die Mächte entfchloffen ſeien, gegebenenfalls 
weitere energiſche Schritte zur Wiederherſtellung 
des Rechtszuſtandes zu unternehmen. 

Die von den juriſtiſchen Sachverſtändigen der drei Mächte ein- 
geleitete Unterſuchung ſoll ich auf drei Hauptpunkte erstrecken: 1. Auf 
die Abfetzung Dr. Schreibers und zahlreicher Beamter im 
Memelgebiet durch den litauiſchen Gouverneur. 2. Die Verhaftung 
Dr. Neumanns ſowie anderer memelländiſcher Politiker, ohne daß 
bisher das gerichtliche Verfahren gegen ſie eröffnet worden wäre. 
3. Auf die Entziebung einer Neihe von Abgeordneten- 
mandaten durch den Gouverneur und den dadurch verhinderten 
Zuſammentritt des Memelländiſchen Landtages. Die Unterfuchung foll 
feltſtellen, inwieweit in jedem dieſer Fälle eine Verletzung des Statuts 
zu ſehen ift. Sie wird nicht von den Juriſten der drei Auswärtigen 
Amter gemeinsam, ſondern in den drei Hauptſtädten getrennt durch⸗ 
geführt. Über das weiter einzufchlagende Verfahren iſt bisher nichts 
bekannt. Bemerkenswert ijt, daß ſich nun endlich auch die engliſche 


Preſſe der Memelfrage angenommen hat. Die „Times“ verſichern, 
daß die Intervention des engliſchen Vertreters in Kauen einen 
Ultimatum geglichen habe, und daß von Litauen Auskunft bis 
Jpäteftens zum 7. Oktober verlangt worden ſeil Die „Daily Mail“ 
ergänzt diefe Meldung dahin, daß die engliſche Regierung im Einver- 
nehmen mit Rom und Paris die Entjendung von Kriegs 
Jchiffen nach Memel in Erwägung ziehe, falls die litauifche 
Antwort nicht zufriedenftellend ausfallen ſollte. 


. Eine Sußfatzbeſchwerde. 

Schulrat Meyer, der Kürzlich den Signatarmächten des Memel 
ſtatuts eine die litauiſchen Nechtsbrüche betreffende Petition überreicht 
hatte, hat den Mächten am 20. September eine Zuſatzbeſchwerde 
zugehen laffen, in der er einige neue Nechtsbrüche des illegalen Direk- 
toriums Neisgys behandelt. Es handelt ſich dabei vor allem um 
Verſtöße gegen den im Memelftatut feſtgelegten 
Grundfaß der Sleichberechtigung der deutſchen und 
der litauiſchen Sprache. Nach Artikel 27 des Statuts ſteht 
den Memelländern das Necht zu, ſich nach Belieben der einen 
oder der anderen Sprache zu bedienen. Schulrat Meyer erwähnt in 
ſeiner Zufatbejchwerde u. a. die Verordnung des Direk- 
toriums Reisgys vom 4. September d. J., derzufolge alle 
Aushänge- und Firmenſchilder, Plakate und Bekanntmachungen aller 
gemeinnützigen Anstalten und Unternehmungen ſowie ſolcher des Handels, 
der Indujtrie, des Handwerks u. dgl. bis zum 15. Oktober d. J. in 
beiden Sprachen anzufertigen ſind, wobei die litauiſche Sprache an erſter 
Stelle zu ſtehen hat. Während in dieſem Salle die litauiſchen Behörden 
alſo von der deutſchen Memelbevölkerung eine über die Beſtimmungen 
des Statuts hinausgehende Berückſichtigung der litauiſchen Sprache 
verlangen, lehnen ſie ſelber die pflichtgemäße Berückſichtigung der 
deutſchen Sprache ab. Die litauiſchen Verwaltungen im 
Memelgebiet, Bahn, Poſt und Soll, verweigern die Annahme 
von Schriftſtücken in deutſcher Sprache. Der Houverneur weiſt 
Schreiben des Direktoriums und Anträge von Landtagsabgeordneten, 
ſoweit fie in deutſcher Sprache abgefaßt find, zurück. Die litauifchen 
Gerichtsſtellen und Staatsanwälte nehmen Schreiben in 
deutſcher Sprache nicht an. Der litauiſche Unterfuhungs- 
richter nimmt bei ſeinen Amtshandlungen im Memelgebiet Schreiben 
der Angeklagten und Seugen, wenn ſie deutſch abgefaßt ſind, nicht zur 
Kenntnis. Die litauiſche Polizei und der litauische 
Unterſuchungsrichter faſſen die Protokolle über die Ver- 
nehmung von Memelländern, die der litauiſchen Sprache nicht mächtig 
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find, in litauiſcher Sprache ab und zwingen durch Strafandrohung die 
Vernommenen, dieſe ihnen unverſtändlichen Protokolle zu unterſchreiben. 
Das amtliche Sernfprech verzeichnis, die amtlichen 
Formulare der litauiſchen Behörden im Memelgebiet, 
die öffentliche önſchrift am litauiſchen Houdernementsgebäude in Memel, 
die Ciſenbahnfahr karten um. Jind in litauiſcher Sprache 
gehalten. Die litauiſchen Behörden bedienen lich al o 
überall einer Sprache, die einem großen Teil der 
Memel bevölkerung völlig unbekannt iſt und deren 
Verwendung in vielen Fällen ſchwere Sefahren und 
Nachteile für den deutſchen Bevölkerungsteil zur 
Solge haben muß. Weiter geht Schulrat Meyer in feiner Zuſatz⸗ 
beſchwerde auf die willkürliche und rechtswidrige Maßregelung 
von Beamten der Memeler Stadtverwaltung durch 
den komiſſariſchen Oberbürgermeiſter Simonaitis, dem von der 
1. Sivilkammer des Landgerichts Memel am 3. September die Illegalität 
Jeiner Amtstätigkeit beſcheinigt worden iſt. Zum Schluß bittel Schulrat 
Meyer die Signatarmächte, dafür Sorge zu tragen, daß die Namen 
der memelländiſchen Perſonen, die in Jeiner erſten Be- 
ſchwerde erwähnt worden find, nicht den litauiſchen Stellen bekannt 
gegeben werden, da mit Recht zu befürchten iſt, daß die Litauer es nicht 
unterlaffen werden, ſich an dieſen Perfonen zu rächen, und zwar auf 
Grund des ſogenannten Geſetzes zum Schutze von Volk und Staat, das 
auch diejenigen mit Strafe bedroht, die zur Wahrung der verbrieften 
Selbſtverwaltungsrechte des Memelgebietes den Schutz der Signatar- 
mächte anrufen. 
Litauiſierung der Schulen. 

Das illegale Direktorium Neisgus unternahm am 27. September 
einen ſcharfen Vorſtoß gegen das Schulweſen des 
Memelgebietes. Es veröffentlichte einen Erlaß, demzufolge vom 
J. Oktober an die Unterrichtsſprache in den memelländiſchen Schulen 
nach folgenden Seſichtspunkten feſtgeſetzt wird: 

„Wenn die Schüler litauiſcher Abſtammung zufammen mit den 
zu Haufe litauiſchſſprechenden Schülern in einer Schule die 
Mehrheit bilden, ſo wird in dieſer Schule in der litauiſchen Sprache 
unterrichtet. Wird die Mehrheit durch Kinder deutſcher Abſtammung 
gebildet, ſo iſt die Unterrichtsſprache deutſch. Über die Abſtammung der 
deutſchen Kinder müflen bis zum 1. November von den Schul- 
leiternentſprechende Liſten aufgeſtellt werden. Nach 
einer Prüfung dieſer Liſten durch die Schulräte und ihre Beſtätigung 
durch das Direktorium wird die Unterrichtsſprache in den ein- 
zelnen Schulen feſtgeſetzt.“ 

iefer Erlaß bedeutet, wenn er durchgeführt wird, das 
Ende der deutſchen Schule im Memelgebiet. Er ſtellt 
eine Kkraſſe Verletzung des Memelſtatuts dar. Er ift, da 
das Direktorium Neisgus auf illegale Weiſe ins Amt gekommen iſt, 
als ebenſo rechtlich ungültig anzuſehen, wie alles, was von dieſem 
Swangsregime ſonſt noch an „vollendeten Tatſachen“ geſchaffen worden 
it. Der Erlaß verletzt den Hrundſatz, der dem Memelſtatut zugrunde 
liegt, daß nämlich die Entſcheidung, ob deutſch oder eine 
andere Sprache die Unterrichtsſprache in den 
memelländiſchen Schulen ſein Joll, allein den Er 
ziehungs berechtigten zuſteht. Er läßt den Willen der 
Erziehungsberechtigten völlig außer acht und ſetzt an deſſen Stelle z wei 
ſo genannte „objektive“ Beſtimmungs merkmale: 
Abſtammung und Hausfprache. Kinder, die „litauifcher 
Abſtammung“ find oder zu Haufe litauiſch ſprechen, werden ohne 
weiteres zum „litauiſchen“ Volkstum gerechnet. Dabei werden die 
diesbezüglichen Erklärungen der Elterneinerdrei⸗ 
fachen Prüfung unterzogen: 1. durch den Schulleiter, 2. durch 
die Schulräte und 3. durch das Direktorium. Es läßt ſich vorausjehen, 
daß aus dieſer dreifachen Prüfung durch lit auiſche Stellen kaum 
noch andere als „litauiſche“ Kinder hervorgehen werden. Der Be- 
ih der „litauiſchen Abſtammung“ öffnet jeder 
Willkür das Cor, Der nichtdeutſche Name eines Eltern- oder 
Großelternteiles wird genügen, um einem Kind ſein Deutſchtum Jtreitig 
zu machen. Ebenſo bietet der Begriff der „Hausſprache“ für willkür⸗ 
liche Entſcheidungen weiteſten Raum. In einem Jprachlichen Mijch- 
gebiete wie dem Memelland iſt es klar, daß ein großer Teil der Be- 
wohner zwei Sprachen mehr oder weniger gut nebeneinander beherrſcht 
und gebraucht, wobei jedoch zu bemerken ift, daß ſich der im Memelland 
geſprochene nichtdeutſche Dialekt vom reinen Litauiſchen ſtark unter- 
ſcheidet. Den prüfenden litauiſchen Stellen wird die Seſtſtellung ge- 
nügen, daß zu Haufe auch der memelländiſch-litauiſche Dialekt neben 
der deutſchen Sprache gebraucht wird, um einem Kinde das Recht auf 
den Beſuch einer deutſchen Schule ſtreitig zu machen. Es iſt bemerkens⸗ 
wert, daß nach dem Erlaß die „litauifche Abſtammung“ oder die 
„litauiſche Hausſprache“ genügen, um ein Kind in die litauische 
Schule zu zwingen, daß zum Beſuch einer deutſchen Schule dagegen 
beg die deutſche Abſtammung, nicht aber die deutſche Hausſprache 
erechtigt. 

Die litauiſchen Schulleiter, Schulrüte und Direktoriums- 
beamten werden dafür zu ſorgen willen, deß es im Memelland bald keine 


Schule mehr gibt, in der ſich nicht die Kinder in der Mehrzahl befinden, 


die „litauiſcher Abſtammung“ find oder zu Haufe „litauiſch Sprechen“. 
Sft aber einmal eine ſolche „litauiſche“ Schülermehrheit in einer Schule 
„feſtgeſtellt“ worden, dann hat nach dem Erlaß auch die fo kon- 
ftruierte deutſche Schülerminderheit kein Recht 
mehr darauf, in deutſcher Sprache unterrichtet zu 
werden. Eine brutalere Vergewaltigung der freien Selbſtbeſtimmung 


und eine gemeinere Verdrehung des Volkstumsbegriffes hat es in der 
an Gewalttätigkeiten und Verlogenheiten gewiß nicht armen Geſchichte 
der deutſchen Volksgruppen in den Oftjtaaten bisher wohl noch niemals 
gegeben. Der Wille der Erziehungsberechtigten wird mit Füßen ge- 
treten. Hergelaufene Kreaturen aus Großlitauen maßen ſich an, der 
deutſchen und deutſchgeſinnten Bevölkerung des Memelgebietes ihr 
unverjtändliches Idiom als Unterrichtsſprache aufzuzwingen. Es wäre 
kein Wunder, wenn die Memelbevölkerung dieſe freche Provokation 
von Außenſeitern der europäiſchen Kultur mit paſſivem 
Widerſtand beantworten würde und wenn ſie ſich weigerte, ihre Kinder 
önſtitutionen anvertrauen, die nur dazu geeignet ſind, deren Bildung 
auf das kümmerliche Niveau eines Volkes herabzudrücken, das ſelber 
eben erſt aus dem jahrhundertelangen Dämmerzuſtand nationalkultureller 
Unfruchtbarkeit aufgetaucht iſt. 


Täglich neue Terrormafnahmen. 

Nach einer Bekanntmachung des Landesdirektoriums haben die- 
jenigen Beamten der autonomen Behörden, denen zum 1. Oktober ge- 
kündigt worden iſt, bei einer eventuellen Wiedereinjtellung vor einer 
Kommiffion eine Prüfung abzulegen. Su dieſer Prüfung, 
über die noch nichts Genaueres bekannt iſt, werden nur Perſonen 
zugelaſlen, die ſich „nicht ſtaats feindlich betätigt 
haben“. Mit Wiedereinſtellung ift nur in Ausnahmefällen zu rechnen, 
und die meiſten Poſten werden mit Beamten aus 
Großlitauen beſetzt werden. Auch die durch die Maßnahmen 
des Gouverneurs freigewordenen Pfarrſtellen im Memelgebiet 
werden wahrſcheinlich mit litaulſchen Paſtoren befetzt 
werden. Über die Unterrichtsſprache im Memeler Lehrer 
jeminar wird von amtlicher Seite mitgeteilt: Künftig wird in 
litauiſcher Sprache unterrichtet werden in den Fächern 
Religion, Pädagogik, Geſchichte, Erdkunde und Gymnaftik. In Natur- 
kunde und Mathematik wird der Unterricht in deutſcher Sprache erteilt, 
Muſikunterricht in beiden Sprachen. Jede den Unterricht betreffende 
Unterhaltung zwiſchen Lehrern und Schülern hat in litauiſcher Sprache 
zu erfolgen. Lehrer, die ſich den neuen Verhältniſſen nicht anpaſſen 
konnten, ſind bereits verſetzt worden. 


Swangsmaßnahmen im Verſicherungsweſen. 

Vor kurzem ift auch ein Vorſtoß gegen das Verſiche⸗ 
rungsweſen im Memelgebiete erfolgt. Wie viele Wirt- 
ſchaftszweige, Jo ift auch das Verſicherungsweſen in Litauen der- 
ſtaatlicht und monopoliſiert worden. Litauen hat auch im 
Memelgebiet eine beſondere Agentur feines ſtaatlichen 
Verſicherungsamtes eingerichtet. Dieſe Agentur hat lich 
nunmehr an das litauiſche Direktorium gewandt und beantragt, allen 
dem Direktorium unterſtehenden Selbftvermaltun- 
gen aufzugeben, die mit ausländiſchen, d. h. inerfter 
Linie mit deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften 
abgeſchloſſenen Verträge ju kündigen und mit der 
„Agentur des ſtaatlichen Verſicherungsamtes des Memelgebiets“ neue 
Verträge abzuſchließen. * . 

Die litauiſche Agentur hat im Memelgebiet bis jetzt nicht viel 
Sefchäfte machen können; hat doch das Memelgebiet mit den litauifchen 
Verſicherungsgeſellſchaften ſchon einmal recht üble Erjah- 
rungen gemacht. Selbſt litauiſche Kreiſe haben ſeinerzeit daraus 
gelernt und davon Abſtand genommen, Verſicherungsabſchlüſſe mit den 
litauiſchen Verſicherungsgeſellſchaften zu machen. Dazu kommt noch, 
daß die großen ausländiſchen, insbeſondere die 
deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften, viel lei- 
ftungsfäbiger und billiger find als die kleinen 
litauiſchen. 


Die Litauer ſtehlen deutſche Kriegerrenten. 

Der Memelländiſche Kulturbund erhielt vom VBA. 
in gewiſſen Seitabſtänden einen Geldbetrag zu Nenten⸗ 
ausgleichszahlungen für die Kriegsbeſchädigten 
im Memelgebiet. Am 27. September wurde wieder ein größerer 
Betrag ju dieſem Sweck an den Memelländiſchen Kulturbund über- 
miefen. Als nun eine Angeſtellte des Kulturbundes das Geld von 
diefer Bank abholte, wurde es ihr auch anftandslos ausgezahlt und 
zwar insgeſamt 21000 Lit (= 8500 Mark). In dieſem Augenblick 
erſchienen aber einige Beamte der litauiſchen Staatsjicherheitspolizei 
und verhafteten die Angeſtellte. Sie mußte mit zur 
Polizeiwache, wo ſie mehrere Stunden feſtgehalten wurde, bis die 
Beamten die Nummern jedes Scheines aufgeſchrieben hatten. Darauf 
konnte ſie die Wache wieder verlaſſen, natürlich ohne das Geld, das 
beſchlagnahmt wurde. Noch an demfelben und folgenden Tage wurden 
der Vorſitzende des Kulturbundes, Superintendent Pods zus, und 
der Gefchäftsführer des Bundes mehrere Stunden lang in diefer An- 
gelegenheit vernommen. Die Beſchlagnahme des Geldes iſt um Jo 
unverständlicher, als es dem Gouverneur des Gebietes bekannt iſt, 
daß zu dieſem Swecke Geld aus Deutſchland kommt. Dies iſt ihm 
früher auch vom Vorſitzenden des Bundes mitgeteilt worden, und er 
hat bisher nichts dagegen eingewandt. 


zm gerbſt nach Oſtpteußen! 
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„Der Sieger von Genf“. 


Die polniſche Preſſe hat den Abſchluß der Völkerbundstagung noch 
einmal dazu benutzt, um die Unwiderruflichkeit der Henfer 
Erklärung des polniſchen Außenminiſters vom 
13. September zu unterftreichen. Polen hat keinen Anlaß, mit der 
Art, wie die in Genf vorliegenden Minderheitenbeſchwerden diesmal 
behandelt wurden, unzufrieden zu ſein. Die im Völkerbund maß⸗ 
gebenden Mächte, die ſich über den polniſchen Vorſtoß in der Minder- 
beitenfrage zunächſt nicht genug aufregen konnten, haben es wieder 
einmal verſäumt, die günſtige Gelegenheit, die ihnen zum Nachweis 
ihrer Fähigkeiten auf dem Gebiete des ſog. Minderheitenfchutes ge⸗ 
oten wurde, zu nutzen. Die alte Beſchwerde des Abg. Graebe über 
die Benachteiligung der Deutjchen in Poſen-Pommerellen bei der Er- 
teilung und Entziehung der § chankkonzeſſionen, wurde, nachdem 
man fie — zum wievielten Male? — aus den Akten hervorgeholt 
hatte, ohne weitere Ausſprache vertagt. Demſelben Schickfal 
verfiel die Beſchwerde des Prinzen von Pleß, deren 
Weiterbehandlung vor dem Vat trotz der polnischen Erklärung 
durchaus möglich geweſen wäre. Der Vorſitzende des mit der Unter- 
luchung dieſer Angelegenheit betrauten Dreierausſchufſes erklärte, daß 
es dem Ausſchuß noch nicht möglich geweſen Jei, die Stage hinreichend 
zu prüfen, und er wandte ſich dabei an die polniſche Regierung mit 
der vorJichtigen Bitte, keine Maßnahmen zu treffen, die einen nega⸗ 
on Einfluß auf die Anwendung der Empfehlungen ausüben könnten, 
ie = Ausſchuß eventuell dem Nat des Völkerbundes vorfchlagen 
werde. Dieſer Bitte gegenüber beſchränkte ſich der polniſche Außen⸗ 
miniſter darauf, mitzuteilen, daß lich die Stage zur Seit in den 
Händen der Herichtsbehörden befänden, die ſowohl die Inter⸗ 
effen des Gläubigers, alſo des Fiskus, wie auch die des Schuldners, 
alſo des Prinzen von Pleß, zu wahren verpflichtet Jeien. 

Der heimkehrende Außenminister wurde in Polen mit demonſtra- 
tioem Aufwand begrüßt. Ein „Propagandakomitee der 
polnifhen Tat“, das ſich rafch organiſiert hatte, forgte dafür, 
daß dem Miniſter auf allen Bahnhöfen, die er auf ſeiner Fahrt nach 

Warſchau berührte, von der Bevölkerung begeiſterte Ovationen dar⸗ 
gebracht wurden. Und in der Hauptſtadt ſelbſt bereiteten ihm die 
Legionäre und die anderen regierungstreuen Verbände, denen ſich eine 
große Menfchenmenge anſchloß, einen triumphalen Empfang. Oberſt 
Beck wurde als der „Sieger von Genf“, der Polen von der 
»Ichmählichen Laſt“ des Minderheitenſchutzbertrages von 1919 erlöft hat, 
gefeiert. Dem etwa noch an der polniſchen Beſtändigkeit zweifelnden 
Auslande ſollte mit dieſen Kundgebungen noch einmal klargemacht 
werden, daß Polen in dieſer Angelegenheit unter keinen Umſtänden 
mehr zurückzumeichen gedenkt. 

„Die Erklärung vom 13. September war junächſt — auch von pol= 
niſcher Seite — dahin ausgelegt worden, daß Polen nicht den Minder- 
heitenſchutzvertrag als ſolchen gekündigt, fondern nur feine weitere 
Mitarbeit bei der Durchführung der Beſtimmungen dieſes Vertrages 
bis zur Annahme ſeines Antrages auf Verallgemeinerung des Minder- 
heitenſchutzes abgelehnt hat. Jetzt aber ſcheint man in Polen 
noch erheblich weiter gehen zu wollen: Die offiziöſe 
„Sazeta Polfka“ veröffentlichte am 29. September einen von 
Oberſt Matufzemjki verfaßten Artikel, in dem die polniſche Auf- 
faſſung der Lage folgendermaßen dargelegt wurde: Am 13. Sep- 
tember, als Oberſt Beck in Genf ſeine Erklärung abgab, hätte es 
noch zwei Möglichkeiten gegeben, Verallgemeinerung der Verpflich- 
tungen im Sinne des polniſchen Antrages oder Befreiung Polens von 
feinen bisherigen Verpflichtungen auf dieſem Gebiete. Nachdem Polen 
dann aber am 21. September auf eine weitere Behandlung feines 
Antrages verzichtet hatte, weil mit deſſen Annahme im Völkerbund 
doch nicht zu rechnen geweſen fei, ſei auch der Minderheiten 
ſchutzbertrag endgültig erledigt, ohne Nückfiht darauf, 
was Genf etwa noch in dieſer Angelegenheit zu unternehmen gedenke. 
Danach ſcheint Polen alſo den Minderheitenſchutzbertrag von 1919 
als nicht mehr vorhanden anjehen zu wollen. Daß ein ſolcher Stand- 
punkt rechtlich unhaltbar ilt, daß hier ein glatter Ver- 
tragsbruch vorliegt, ſcheint Polen dabei nicht weiter zu ſtören. 
Es glaubt die Sorge, aus diefer peinlichen Klemme einen formal 
richtigen Ausweg zu ſuchen, den Mächten in Genf überlajjen 
zu können, die den polniſchen Antrag auf Verallgemeinerung des 
Schutzes am 21. September ju Fall gebracht haben. 

In dieſer Sinficht, verdient ein offenbar infpirierter Artikel der 
„Sazeta Polska“ Beachtung, der in bezug auf die künftige 
Sinſtellung der maßgebenden Bölkerbundsmächte 
zur Stage des „Minderheitenſchutzes“ einen bemerkens- 
werten Optimismus verrät. Die Vertreter der Weſtmächte, ſo 
beißt es da, hätten ſich, als fie durch den polniſchen Vorſtoß zur 
Entjeheidung gedrängt wurden, nicht für die Verallgemeinerung, ſondern 
für die Aufhebung des Minderheitenſchutzes entſchieden. Sie hätten das 
zwar noch nicht ausdrücklich geſagt, aber ſie hätten ſich doch immerhin 
auf den, alle Möglichkeiten offen laſſenden Standpunkt geftellt, da ß 
ſie die Minderheitenſchutzverträge nicht für etwas 
Emwiges, ſondern für eine vorübergehende Maß 
nahme hielten, über deren Abänderung oder Ab- 
schaffung fie zu verhandeln nicht abgeneigt feien. 
Daraus gehe hervor, daß ſich die Mächte mit dem Gedanken der 
Aufhebung des Genfer Kontrollſuſtems bereits vertraut gemacht hätten. 
Nur wollten fie dieſe Liquidation nicht ſofort und nicht all- 


gemein, jondern allmählich und unter Prüfung jedes 
beſonderen Falles durchgeführt wiſſen. 

Wichtiger als dieſe juriſtiſche Seite des Problems, mit der Jich 
die ausländiſche Preſſe vorwiegend befaßt, iſt im Augenblick die 
praktiſche Auswirkung des polniſchen Vorſtoßes in Genf auf die 
Lage der fremden Volksgruppen in Polen, alſo die Frage, wie ſich 
Polen, nachdem es die ihm von jeher läſtige Kontrolle des Völkerbundes 
durch ein praktiſch erfolgreiches, wenn auch juriſtiſch anfechtbares Vor- 
gehen abgeftreift hat, jetzt ſeinen fremden Volksgruppen gegenüber 
einſtellen wird. Zweifellos hat der Gedanke, vor einem internatio- 
nalen Forum Rechenſchaft über ſeine „Minderheitenpolitik“ ablegen 
und dort eine oft peinliche Zurechtweiſung einſtecken zu müſſen, auf 
Polen mitunter heilſam und ernüchternd gewirkt. Unendlich oft iſt 
die Genfer Kontrolle weniger deshalb, weil ſie gegen den Grun d⸗ 
laß der Sleichberechtigung der Staaten verſtößt, als viel- 
mehr deshalb leidenſchaftlich abgelehnt worden, weil man in ihr ein 
Hindernis für die freie Entfaltung des Kampfes 
gegen die Volksgruppen erblickte. Unter dieſen Umſtänden 
iſt die Frage durchaus berechtigt, ob Polen feine neue Freiheit fetzt 
nicht zu einem verſchärften Vorgehen gegen die fremdvölkiſchen Bürger 
feines Staates ausnutzen wird. Oberſt Back hat, nachdem er in 
Genf ſeine Erklärung abgegeben hatte, die Volksgruppen beruhigt: 
Der innerſtaatliche Schutz, der in der Verfaffung 
und den einſchlägigen Geſetzen uſw. feſtgelegt ſei, 
bleibe nach wie vor in vollem Umfange beſtehen. 
Dieſer beruhigenden Erklärung ſteht aber die Catſache entgegen, daß 
weite Kreiſe der polnischen öffentlichkeit offenbar dazu neigen. in der 
Beſeitigung der Kontrollrechte des Völkerbundes den Auftakt für einen 
allgemeinen Abbau auch des innerſtaatlichen Schutzrechtes zu ſehen, 
und daß ſie in dem Erfolg der Genfer Aktion eine direkte Aufforderung 
zur bejthleunigten Ausrottung der fremden Volksgruppen erblicken. 
Derartige Anſichten werden ziemlich unverhüllt vor allem in der 
nationaldemokratijchen Preſſe vertreten. 

In der Negierungspreſſe dagegen wird Jehr häufig die 
beruhigende Verſicherung, die Oberſt Beck an die Volksgruppen ge- 
richtet hat, wiederholt. Es ſoll nicht beſtritten werden, daß ſich in letzter 
Seit in mancher Hinſicht eine Minderung des auf den fremdvölkifchen 
Bürgern Polens ruhenden Druckes feltjtellen läßt. Aber es geschieht 
doch noch ſehr vieles, was ſich mit den freundſchaftlichen Verſicherungen 
auch nicht im entfernteſten vereinbaren läßt. Und man hat, wenn einige 
polnische Blätter jetzt die verjtärkten und aufrichtigen Coyalitäts- 
kundgebungen der deutſchen Volksgruppe mit Wohl- 
wollen und nicht mehr — wie früher — mit offenem Mißtrauen zur 
Kenntnis nehmen, den Eindruck, daß ſie das nur tun, weil ſie der 
Auffajlung ſind, die Deutſchen würden ſich jetzt, wo ſie nicht mehr nach 
Senf gehen können und vielleicht auch nicht mehr dorthin gehen wollen, 
über kurz oder lang ihres Volkstums freiwillig entäußern und reibungs⸗ 
los im Polentum untergehen. Es kann gegenüber ſolch' trügeriſchen 
Hoffnungen, falls ſie wirklich gehegt werden ſollten, nur feſtgeſtellt 
werden, daß die Deutſchen in Polen von ihrem Staate 
dasjelbe fordern und zu fordern berechtigt ſind, 
was Polen ſeinerſeits vom Völkerbunde verlangt 
bat: die Sleichberechtigung ihres Volkstums im 
polniſchen Staate. 

Das eine — das Völkerbundsſuſtem — iſt beſeitigt; aber das 
andere — die neue und beſſere Form des Schutzes iſt zwar ver⸗ 
ſprochen, aber noch nicht erprobt. Was die Deutſchen in Polen 
anlangt, jo kann man wohl feſtſtellen, daß fie für das Selbft- 
bewußtſein der Polen, das in dem Genfer Vorſtoß zum Aus- 
druck gekommen ift, volles Verſtändnis aufzubringen vermögen. 
Aber man kann es ihnen ſchließlich nicht übel nehmen, daß fie es lieber 
geſehen hätten, wenn, ehe das alte Suſtem beſeitigte wurde, erſt ein⸗ 
mal ein neues, beſſeres Syftem errichtet und ausgeprobt worden wäre. 
„Wenn man uns nun fragt“, ſchreibt die Bromberger „Deutſche Rund- 
ſchau“, in dieſem Juſammenhang u. a., „ob wir nicht frieren, weil man 
uns den Genfer Schutzpelz ausgezogen hat, ſo antworten wir ganz 
einfach: Der Pelz hat uns manchmal gewärmt, aber wir 
haben in der Seit, in der er uns zur Verfügung ſtand, weit mehr 
gefroren. Es wären überdies Läufe in dieſem Pelz, und Löcher 
hatte er auch Creiben dann aber die anderen, die in zentralgeheizten 
Steinhäufern wohnen, ihre Caktloſigkeit noch weiter und behaupten: 
„Alſo ſeid ihr ganz zufrieden, daß man euch den Pelz vom Garderoben- 
haken genommen hat?“ — dann ſagen wir trotz allem „Neinl“ Denn 
folange der Pelz noch für uns greifbar war, hatten wir immerhin drei 
Möglichkeiten: Entweder konnten wir ihn mit Löchern und 
Läufen anziehen und uns dabei die rechtlich zuerkannte Wärme 
vortäuſchen. Oder wir konnten auf eine Reinigung und Aus- 
befferung dieſes uns angepaßten Kleidungsjtücks hoffen. Oder 
endlich, wir durften mit einem Cauſch rechnen ... Sollte es in dieſem 
Sufammenhang wirklich unmöglich fein, daß wir gegen den Verlult 
unferer Schutzgaranken den Geminn der Gleich- 
berechtigung eintauſchen?“ 
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Schickſale deutſcher Schulen in Polen. 


Die deutſche Volksſchule in Kotuſch (Kreis Koſten) 
hat ihren Lehrer, Edmund Gauer, verloren. Gauer wurde ohne 
jeden erſichtlichen Grund an eine von weißrutheniſchen Kindern beſuchte 
Dorfſchule in Oftpolen verſetzt; und zwar nach Prozo3yki im 
Kreiſe Disna. Der neue Amtsort des deutſchen Lehrers liegt in un- 
mittelbarer Nähe der ſowjetruſſiſchen Grenze im nordöftlichjten Winkel 
des polniſchen Staates, inmitten ausgedehnter Sumpfgebiete. Weit 
und breit gibt es dort keine Deutſchen, nur Weißruthenen, 
die kein Deutſch und wohl nicht einmal Polniſch verſtehen, jo daß für 
den Lehrer Gauer fo gut wie gar keine Verſtändigungsmöglichkeit 
mit der Bevölkerung beſteht, deren Kinder er unterrichten und zu 
loyalen Bürgern eines Staates erziehen foll, von dem er ſelbſt in 
dieſer ſchäbigen Weiſe behandelt wird. In der ſeit Jahrhunderten 
rein deutſchen Hauländerei Kotuſch aber bleiben 120 deutſche 
Kinder ohne Lehrer zurück. Sauer hat in enger und ver- 
trauensvoller Suſammenarbeit mit der deutſchen Bevölkerung des 
Dorfes geſtanden und feine Lehrtätigkeit zur allgemeinen Zufriedenheit 
ausgeübt. Sehen etwa die polniſchen Behörden gerade in dieſer 
erfolgreichen Tätigkeit einen Grund für die Verbannung des deutſchen 
Lehrers in eine troſtloſe und wildfremde Umgebung? 

Die Staatgewerbeſchule in Bielitz, die gegenwärtig 
als techniſche Mittelſchule aus einer mechaniſch⸗techniſchen, einer textil- 
techniſchen und einer elektrotechniſchen Abteilung beſteht, wird Ende 
November oder Anfang Dezember ihr 6 jähriges Beſtehen 
feiern. Sie erfreute ſich vor dem Kriege in Öfterreich-Ungarn und 
in Deutſchland eines guten Nufes. Damals wurde an ihr ausſchließ⸗ 
lich in deutſcher Sprache unterrichtet. Nach dem Umſturz wurden 
polniſchſprachige Parallelklaffen geſchaffen. Vor einigen Jahren liefen 


die letzten deutſchſprachigen Klaſſen ab. Seitdem wird nur noch polniſch 
unterrichtet. 

Ende des vorigen Schuljahres trat der evangeliſche Religions- 
lehrer des deutſchen Staatsgymnafiums in Bielitz, Pfarrer Buch- 
waldek-Niedeck, zurück. Seitdem hat das Gymnafium keinen 
evangeliſchen Religionslehrer und damit auch keinen Neligionsunter- 
richt mehr. Für Erſatz wurde von ſeiten der polniſchen Schulbehörden 
bisher nicht geſorgt, obwohl der Religionsunterricht in Polen obli- 
gatoriſch iſt. Dieſe Unterlaſſung iſt um ſo verwunderlicher, als geeignete 
Kräfte für die Erteilung des Unterrichts vorhanden ſind. 

In Siemianowitz beſteht ſeit vierzig Jahren eine evan= 
geliſche Kleinkinderſchule. Ihre Tätigkeit war in der 
ganzen Seit ihres Beſtehens bisher weder von den deutſchen, noch 
ſpäter von den polniſchen Behörden beanſtandet worden. Im Jahre 1924 
hatte das evangeliſche Pfarramt einmal vorſichtshalber um eine noch- 
malige Genehmigung des Kindergartens gebeten. Weder auf dieſe noch 
auf eine zweite ſchriftliche Anfrage war jemals eine Antwort erfolgt. 
Doch wurde dem damaligen Pfarrer die mündliche Genehmigung 
für den Kindergarten erteilt. Jetzt erſchien mit einem Male der Leiter 
der evangeliſchen Schule von Siemianowitz, Wrobel, in Begleitung 


des Schulinſpektors im Pfarrhaus, um ſich von dem Vorhandenſein 


einer Genehmigung ju überzeugen. Einige Tage nach dieſem merk- 
würdigen Beſuch wurde dem Pfarramt dann mitgeteiſt, daß die 
Kleinkinderſchule mangels einer behördlichen 
Genehmigung bis auf weiteres zu ſchließen fei. 
Es iſt zu hoffen, daß die beiden übereifrigen „Patrioten“ von ihrer 
vorgeſetzten Behörde die ihnen für dieſes unmotivierte Vorgehen ge— 
bührende Surechtweiſung erhalten. i 


Gſtland⸗Woche. 


Eiche und Linde. 


Die Polenfahrt der jehn deutſchen Journaliſten, 
die u. a. nach Warſchau, Sdingen, Poſen, Wilna und Lemberg geführt 
hatte, hat am 25. September mit einer Abſchiedsfeler in 
Krakau ihren Abſchluß gefunden. Bei dieſer Feier, an der neben 
zahlreichen Profeſſoren der Jagielloniſchen Univerfität u. a. auch der 
Preſſechef des Miniſterpräfidenten, Smienecki, der Leiter der 
Preſeabteilung des Warſchauer Außenminiſteriums, Przeſmicki, 
und Senator Skoczylas in Vertretung des verhinderten, neben- 
bei bemerkt jüdiſchen, Krakauer Stadtpräsidenten, ferner ein Ver⸗ 
treter des Woſewoden Grazunſki teilnahmen, richtete Senator Skoczulas 
einige ſchwungvolle Begrüßungs⸗ und Abſchiedsworte an die deutſchen 
Preſſevertreter: Der Beſuch, fo ſagte er u. a., werde hoffentlich 
dazu beitragen, die freundſchaftliche Stimmung, die zwiſchen Deulſchland 
und Polen herrſche, noch zu vertiefen. Nachdem ſich das Geſamtbild 
der deutſchen und polniſchen Seele durch die Nachwehen des Krieges 
verändert und umgeſtaltet habe, fej nun erfreulicherweiſe auch eine 
Verbeſſerung der gegenſeitigen Beziehungen erfolgt, und das insbe- 
ſondere dank der Energie und des Einfluffes des arſchalls 
Pilfudfki in Polen und des Sührers Adolf Hitler in 
Deutſchland. Deutfchland und Polen ſeien auf ewige Nachbar- 
[haft angewieſen, und es liege in beiderſeitigem Intereſſe, 
eine enge und gute Suſammenarbeit für alle Zukunft zu ſichern. Man 
möge alle Seichen eines gegenfeitigen Kampfes an 
der deutſch-polniſchen Grenze tief in den Boden 
vergraben und andieſer Stelle zwei Sriedensbäume, 
eine deutſche Eiche und eine polniſche Linde, pflan- 
zen, damit beide Völker unter den Kronen dieſer beiden National- 
bäume in Frieden und üÜbereinſtimmung noch lange zuſammenleben 
mögen. Senator Skoczplas ſchloß feine Rede mit einem Hoch auf den 
Führer und Reichskanzler Adolf Hitler. Deutſchland-Lied und Horjt- 
Weſſel-Lied ſchloſſen ſich an. 

Im Namen der deutſchen Journaliſten antwortete Chefredakteur 
Graf Schwerin von der „Nationalzeitung“ in Ejfen. Er dankte 
der polniſchen Regierung und den polniſchen Freunden, die ſich „in 
fo herzlicher und freundſchaftlicher Weile“ der deutſchen Journaliſten 
angenommen hätten, ſowie dem Stadtpräſidenten für den herzlichen 
Empfang in der ſchönen alten Stadt Krakau. Die deutſchen Journa— 
liſten hätten ein Volk kennengelernt, das in ſeiner Lebensführung die 
Worte Lügen ſtrafe, die behaupten wollten, daß die abendländiſche 
Kultur an den Grenzen Deutſchlands und Öfterreichs aufhöre. Polen 
fei heute mehr denn je der Garant, daß nicht nur machtpolitiſch. ſon— 
dern auch kulturpolitiſch die Grenze Europas nach Oſten feſt und 
ſicher ſtehe. (Stürmiſcher Beifall.) Weiter hätten die deutſchen Jour- 
naliſten Polen geſehen als das Land der Arbeit und des allgemeinen 
Schaffenswillens für das Volk. Als deutſche Nationalfozialiften 
hätten ſie das freudig berührt, denn auch in Deutſchland ſei man dabei, 
Arbeit zu ſchaffen für das Volk und auf dieſem Wege allen bedrängten 
Volksſchichten zu helfen. Es werde nun Aufgabe der deutſchen und 
der polniſchen “Preffe ſein, den Völkern von Monat zu Monat mehr 
Vertrauen zu der Politik der beiden Volksführer zu geben. Kluge 
und gerechte Männer könnten Gegenſätze vergeſſen, die einſt ihre 
Völker erfüllt hätten, wenn ein ſolches Vorgeſſen zum Wohle ihrer 
Völker notwendig ſei. Beide Völker müßten langſam zu der herzlichen 


Zusammenarbeit erzogen werden. Graf Schwerin ſchloß ſeine Rede 
mit einem Hoch auf den polniſchen Staatspräſidenten Mofcicki und 
den Führer des polniſchen Volkes, Marſchall Pilſudſki. Die deutſchen 
Journaliſten entboten dann der polniſchen Nationalhymne und dem 
Lied der erſten Brigade den deutſchen Gruß. 


Der poluiſche Sport in Deutſchland. 


Wie die Polenbundpreſſe berichtete, wurde kürzlich ein Voll- 
zugsausſchuß für den polniſchen Sport in Deutſch⸗ 
land gebildet. Der Ausſchuß ſoll ſich zunächſt mit der Ausarbeitung 
eines Reglements befaſſen, nach dem die sportliche Betätigung der 
Polen in Deutſchland feſter organiſiert werden ſoll. Im Zujammen- 
hang mit der Bildung dieſes Ausſchuſſes veröffentlichte die polnische 
Preſſe in Deutſchland einen „Aufruf an die Jugend“, in dem es heißt: 
„Das Scho der 2. Tagung der Auslandspolen ijt verhallt, und mit ihr 
ſind die beſten ſportlichen Wettkämpfe der Auslandspolen in Warſchaun 
vorübergegangen. Den Organisatoren der Wettkämpfe drücken wir 
aufrichtige Anerkennung aus. Mit den Erfolgen unſerer ſportlichen 
Vertretung find wir zufrieden, und wir find ſtolz auf fie, denn unſere 
diſziplinierte Mannſchaft, die ſtets ihre Verbundenheit mit der Mutter- 
ſprache betonte, hat das polniſche Volk in Deutfchland würdig ver⸗ 
treten. Sie hat, dank der perjönlichen Anſtrengungen der einzelnen 
Sportsleute und dank der kameradfchaftlichen ſportlichen Zufammen- 
arbeit aller während der Wettkämpfe, einen ſchönen Sieg errungen. 
Sie hat vor dem Polentum der ganzen Welt bekundet, daß die pol- 
niſche Jugend in Deutſchland trotz der Widerſtände, Mühen und 
Kämpfe in ausdauernder ſportlicher Arbeit zu Tüchtigkeit und körper- 
licher Leiſtungsfähigkeit gelangen wird. Dafür bringen wir der ganzen 
Mannſchaft und ihren einzelnen Mitgliedern unſere volle Anerkennung 
und aufrichtigen Dank zum Ausdruck. Mögen die in Warſchau er- 
reichten Ergebniffe für unjere Sportorganifation der Anſporn zu 
weiterer Arbeit an der Entwicklung des polniſchen 
portlichen Lebens in Deutſchland fein. Wir fordern die 
geſamte Jugend zur Mitarbeit auf. Pflegen wir den Sport in 
polniſchen Vereinen, organiſieren wir eigene Sport- 
abteilungen und Sportlubs und vergrößern wir ihre Reiben 
durch neue Mitglieder. Trainieren wir, veranſtalten wir Wett- 
kämpfe und polniſche Sportfeſte, bereiten wir uns jetzt 
ſchon auf die 2. ſportlichen Wettkämpfe der Auslandspolen vor. Das 
Komitee für die ſportlichen Wettkämpfe in Deutſchland wird das Leben 
und die körperliche Entwicklung unjerer Jugend ſorgſam beobachten 
und wird den polniſchen Sport in Deutſchland weiter mit ſeiner Sorge 
und ſeinem Schutz umgeben. Möge dank der Suſammenarbeit aller 
unſer ſchon Jo ehrenvoll in Erinnerung ſtehendes Sportbanner mit dem 
Sinnbild jto über unſere ganze Jugend wehen.“ 


Polenfahrt des Berliner Domdhors verhindert. 


Der Berliner Domchor ſollte in Polen, Lodz, Brom- 
berg und Srauden; Konzerte veranſtalten. Die deutſchen Ge- 
meinden dieſer vier Städte wollten ſich in die Koſten dieſer Konzert- 
reiſe teilen. Merkwürdiger Weiſe hat der Domchor jedoch nur für 
jeine geplante Poſener Veranſtaltung, die mit der Weihe der neuen 
Glocken der evangeliſchen Kreuzkirche verbunden ſein ſollte, die Ein- 
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reiſegenehmigung nach Polen erhalten. Da die arme evangelische 
Kirchengemeinde der Stadt Poſen die Koſten allein nicht aufzubringen 
vermochte, mußte unter dieſen Umſtänden die Polenfahrt des 
Domchors gänzlich abgeſagt werden. Die „Deutſche Nund⸗ 
ſchau“ in Bromberg ſchreibt hierzu: „Wir haben immer geglaubt, daß 
die Seiten, da der Magdeburger Domchor keine Einreije- 
genehmigung erhielt, der Berliner Lehrergeſangverein 
nicht auftreten durfte, der Danziger Lehrergeſangverein 
zwar nach Bromberg kommen, aber nicht im Konzert auftreten follte, 
da dem Collegium muficum aus Königsberg die Einreise ver- 
weigert wurde, — wir haben gehofft, daß dieſe Zeiten endgültig 
vorbei jeien. Wir haben uns getäuscht, und wir müllen gleichzeitig 
bekennen, daß wir den Grund für dieſe enttäuſchende Maßnahme nicht 
einmal ahnen können.“ 


Nationalitätenfreiheit im Dritten Reich. 


Der in Berlin tätige däniſche Journaliſt J. Kronika, der in der 
deutschen Neichshauptſtadt zugleich die Belange des kleinen dänischen 
Volksſplitters in Deutfchland vertritt, hatte dieſer Tage eine ein- 
gehende Unterredung mit dem Führer der polnifchen Volksſplitter in 
Deutſchland. Dr. Jan Kaczmarek Berlin, der folgendes über 
die Lage und die Ausſichten der fremden Volksſplitter im neuen 
ODeutſchland ausführte: „An unjere Sache und an die Zukunft müffen 
wir unter allen Umftänden glauben. Und unfere Lage und unfere 
Ausſichten im neuen Deutſchland machen dieſen Glauben keineswegs 
zuſchanden. Es Jind in Deutſchland nach dem 30. Januar 

1933 gewiſſe Veränderungen eingetreten, die wir 
—, von unſerem Geſichtspunkt aus — als pofjitid bezeichnen 
können. Früher begegnete uns in Deutſchland ftets der Begriff 
deutſcher Staatsbürger. Im Weimar-Neiche unterſchied man nicht 
klar genug zwiſchen einem Deutſchen und einem deutschen Staats- 
bürger. Deshalb hatte man weniger Verftändnis für deutſche Staats- 
bürger, die einer nichtdeutſchen Nationalität angehörten. Man ſah 
eigentlich ſtets nur den deutſchen Staatsbürger vor ſich. Dem 
Nationalfozialismus dagegen ift der Unterſchied 
zwiſchen Staat und Nation, zwiſchen Staatsbürger 
und Volksbürger vollkommen klar. Mehr als einmal 
haben führende Nationalſozialiſten ihr Verſtändnis für die nicht“ 
deutſchen Nationalitäten zum Ausdruck gebracht. Ich meine des- 
halb, daß die Ausfichten für die Feſtlegung unferer 
beſonderen Nechtsverhältniſſe im nationalfozia- 
ee Deutſchland als gut bezeichnet werden 
önnen 


Koppernikus⸗Gedenktafel entfernt. 


In Chorn hat es bisher zwei Häufer gegeben, von denen jedes 
für ſich den Ruhm in Anſpruch nahm, Geburtshaus des deut- 
chen Aſtronomen Nikolaus Koppernikus zu ſein. Eines 
der Häuser trägt eine polniſche Gedenktafel, das andere trug bisher 
eine deutſche Erinnerungstafel. Vom »deutſchen Koppernikus“ wurde 
nunmehr die Tafel entfernt. Dem „Dzien Pomorſki“ hat das 
Spaß gemacht. Denn er verſieht dieſe Mitteilung mit folgender 
Gloſſe: „Alles hat einmal ein Ende. Nach langen Jahren beſchloß 
man, auch mit dem ‚deutjchen Roppernikus‘ Schluß zu machen. Geſtern 
(d. h. am 20. September) wurde am Hauſe Koppernikusſtraße 30 ein 
Gerüſt aufgeſtellt und die Arbeiter aingen an die Entfernung der 
Tafel mit der deutſchen Aufſchrift. Jetzt werden wir in Chorn nur 
einen Koppernikus haben — den wirklichen, polniſchen (U).“ Daß 
Nikolaus Koppernikus deutſcher Abſtammung war, läßt ſich 
aus den erhaltenen Berichten über ihn und ſein Leben erſehen. Die 
Polen haben ſich den berühmten Astronomen nur aus kultur- 
propagandiſtiſchen Gründen ausgeliehen. 


Gemeindewahlen in Bielitz. 


Im November v. J. hatte der Wojewode Grazunſki den Bielitzer 
Gemeinderat, in dem entſprechend dem Nationalitätenverhältnis 
unter der Einwohnerſchaft die Deutfchen die Mehrheit beſaßen, aufgelöft 
und einen kommillarifchen Gemeinderat eingeſetzt, in dem ſich unter 
zwölf Mitgliedern nur drei Deutfche befanden. Gleich- 
zeitig wurde damals ein kommiſſariſcher Bürgermeiſter für Bielitz 
ernannt. Jetzt hat Srazunſki die Ausſchreibung von Ge- 
meindewahlen angeordnet, die am 9. Dezember ſtattfinden 
follen. Unter der Vorausſetzung, daß bei der Durchführung der Wahlen 
keine Mißbräuche geſchehen, ift alſo feltzultellen, daß in dieſem Salle 
der Wojewode eine feiner unberechtigten Maßnahmen wieder gut zu 
machen gedenkt. Es iſt damit zu rechnen, daß die Deutſchen bei der 
kommenden Wahl nicht mehr ganz ſo günſtig wie früher abſchneiden 
werden, da der Ceil der ſüdiſchen Einwohnerſchaft der Stadt, 
der früher mit den Deutſchen ging, jetzt ſeine eigenen Wege gehen 
wird. Für das Deutſchtum wird das vielleicht eine zahlenmäßige 
Schwächung, im übrigen aber eine innere Sejtigung bedeuten. 


Der Deutſche Kulturbund in Kattowitz. 

Der „Deutſche Kulturbund für Polniſch-Schleſien“ 
hat am 27. September einen neuen Vorſtand gewählt. 1. Vorſitzender 
wurde Stadtrat i. N. Holla, 2. Vorſitzender Prokuriſt Vogt. Die 
Neuwahl war notwendig, weil der bisherige Vorſtand den 1. Vor]. 
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Rektor Urbanek durch Wegzug und den 2. Vorſ. Oberſchichtmeiſter 
Holz durch Tod verloren hatte. 


Militäriſche Hilfsdienſtpflicht in Polen. 


Durch Verordnung des polniſchen Staatspräſidenten wurde in 
Polen für Männer und Srauen die militäriſche 
e eingeführt. Die Dienſtpflicht umfaßt 
änner vom 17. bis 60. Jahr; fie iſt freiwillig für Frauen vom 
19. bis 45. Jahr. Die Dienftpflicht gilt in Mobilmahungs- 
und Kriegszeiten, kann aber auch im Frieden angeordnet 
werden. Die hilfsdienſtpflichtigen Männer können in Friedenszeiten 
zu Übungen für den Hilfsdienſt eingezogen werden. Der Hilfsdienſt 
erſtreckt ſich auf Wachtdienſt, Verbindungsdienſt, Verteidigung gegen 
Luft- und Gasangriffe, Sanitäts-, Transport- und Bürodienſt. Bon 
der Hilfsdienſtpflicht Jind außer den körperlich Untaug- 
lichen befreit: aktive Soldaten, Angehörige der Neſerve und des 
Landſturms, Geiſtliche und Abgeordnete des Parlaments; es können 
befreit werden: Nichter, Staatsanwälte, Beamte und Angeſtellte des 
Staates, der Gemeinden, der ſtaatlichen Betriebe und der Kriegs- 
induſtrie, ferner ſolche Männer, deren Einziehung die Exiſtenz ihrer 
Wirtſchaft, ihres Unternehmens oder ihrer Familie bedrohen würde. 
Frauen im Alter von 19 bis 45 Jahren können zum Hilfsdienſt 
einberufen werden, ſoweit ſie ſich freiwillig dazu melden oder im 
Frieden einen entsprechenden Vorbereitungsdienſt durchgemacht haben. 
Die eingezogenen Hilfsdienſtpflichtigen erhalten Uniform, Löhnung, 
Verpflegung und Quartier. 


Amneſtie für die Breſthäftlinge. 


Staatspräſident Moscicki hat fünf der ſog. Breſt-Gefangenen 
begnadigt und zwar: Norbert Barlicki, Mierzyfleam Maftek, 
Jef Putek, Staniflaw Dubois und Adam Ciolkofz. 
Barlicki, heißt es in der amtlichen Veröffentlichung, war durch das 
Gericht zu zwei Jahren und ſechs Monaten Gefängnis, ſowie zum Ver⸗ 
luſt der öffentlichen und bürgerlichen Ehrenrechte, die vier anderen zu 
drei Jahren Gefängnis, Jomie zum Verluſt der öffentlichen und bürger- 
lichen Rechte verurteilt. Alle Veruteilten haben bereits einen erheb- 
lichen Ceil der Strafe verbüßt und find mit Ausnahme von Staniflar 
Dubois aus Geſundheitsgründen beurlaubt. Robert Barlic ki 
wurde jetzt der nicht verbüßte Neſt der Gefängnisstrafe und die Strafe 
des Berluſts der Rechte erlaſſen; aus dem Strafregiſter wurde 
die Eintragung über das obige Urteil geſtrichen. Bei Mieczuflaw 
Ma ſtek, Jozef Putek, Staniflaw Dubois und Adam 
Ciolkof; wurde beſchloſſen, den nicht verbüßten Teil der Strafe 
auf die Dauer von drei Jahren aufzuſchieben, mit der Beſtim- 
mung, daß die Wiederherſtellung der Rechte, deren fie durch das 
Gerichtsurteil verluſtig gegangen ſind, mit dem Ablauf der Bewährungs⸗ 
friſt automatiſch erfolgen wird. In der Mitteilung heißt es weiter, daß 
der Juſtizminiſter in der Begründung des Antrages die Catſache, daß 
die Verurteilten ſich zum Strafantritt freiwillig geſtellt hatten, unter- 
ſtrichen und die Überzeugung ausgefprochen hat, daß fie auf den Weg 
geſetzwidriger Tätigkeit nicht zurückkehren werden. Bezüglich Barlickis 
wurden ſeine Verdienſte in den Kämpfen um die Unabhängigkeit unter 
den Fahnen der PPS, deren Mitglied er bereits im Jahre 1002 war, 
in Betracht gezogen. Dieſe Verdienſte waren dafür ausſchlaggebend, 
daß ihm die Strafe völlig erlaſſen wurde. 


Das „Lager der nationalen Revolution”. 


Das vor längerer Zeit aufgelöfte Nationalradikale Lager, 
das aus einer Abſplitterung jüngerer Elemente der Nationaldemokrati- 
chen Partei entſtanden war, hatte — wie die Öffentlichkeit jetzt im Su- 
ſammenhang mit einer großangelegten Polizeiaktion erfahren hat — 
illegal weiterbeſtanden. Es hatte ſeine Tätigkeit unter einer neuen 
Firma, „Lager der nationalen Revolution“, fortgeſetzt 
und für die verbotene „Sztafeta“ ein neues Organ, die „No wa 
Sitafeta“, insgeheim kolportiert. Die Polizei hatte die konſpira⸗ 
toriſche Cät'gkeit dieſer rechtsradikalen Gruppe ſchon Jeit einiger 
Seit unauffällig beobachtet. Nachdem es nun auch nach längeren Nach- 
forſchungen gelungen war, die Geheimdruckerei der „Nowa 
Sztafeta“ ausfindig zu machen, griff die Polizei zu. Am 26. September 
wurden in Warſchau zahlreiche Hausſuchungen veranſtaltet. Dabei 
wurden über 40 Perſonen verhaftet. Geheime Nundſchreiben, Waffen, 
Anweiſungen über Waffenangelegenheiten uſw. wurden gefunden. Auch 
die Mitgliederliſte des „Lagers“ und die Liſte der Bezieher der „Nowa 
Sztafeta“, die einige zjehntauſend Namen enthalten, wurden beſchlag- 
nahmt. Stwa 8000 verfandfertige Exemplare der Seitung konnten 
angehalten werden. Gegen einige der verhafteten Perſonen ſoll ein 
Strafverfahren eingeleitet werden. 


Das Ende eines Politikers. 


Am 26. September endete mit der Verhaftung auf dem 
Sosnowitzer Bahnhof die politiſche Laufbahn eines Mannes, 
der in der Nachkriegsgeſchichte des Nahen Oſtens wiederholt eine 
abenteuerliche Rolle gejpielt hat: Es handelt ſich um den einſtmals 
bekannten ukrainiſchen Politiker, Publiziſten und diplomatiſchen Unter ⸗ 
händler Emil Koziej. Er hatte vor dem Weltkriege in Peters- 
burg ſtudiert. Nach dem Zufammenbruch Nußlands gehörte er zu den 
engeren Mitarbeitern des ukraniſchen Koſakenhetmanns Petljur a, 
von dem er als diplomatiſcher Vertreter nach Berlin 


PERS SO EEn ee eee 476 


entfſandt wurde. Einer ſeiner Untergebenen war damals der 
ſpätere Miniſterpräſident und Diktator Litauens, Woldemaras. 
Nach dem Jeinerzeitigen Stur; Petljuras verſchwand auch 
Koziej für einige Jahre. Er hielt ſich in Amerika auf. 1927 tauchte 
er wieder in Polen auf; er ließ ſich. in Wilna als Journaliſt 
nieder und verſuchte von dort aus aus ſeiner früheren Bekanntſchaft 
mit Woldemaras politiſchen Nutzen zu fiehen. Er hielt ſich längere 
Seit als Gaſt des Miniſterpräſidenten in Kauen auf und trat mit einer 
Reihe bedeutfamer Artikel über Litauen in der polniſchen Preſſe 
hervor. Zum zweiten Mal wurde ihm dann der Sturz eines mäch- 
tigen Freundes zum Verhängnis: Als Woldemaras gehen mußte, ver- 
ſchwand auch Kofiej wieder für längere Zeit von der politiſchen Bühne. 
Bis es ihm im vergangenen Jahre zum dritten Male gelang, Anſchluß 
an die politiſchen Creigniſſe zu finden. Er fette ſich mit den pol 
niſchen Nationalfozialiſten in Verbindung, in deren Organ 
er als gewandter Journaliſt hervortrat. Mit der Auflöſung der 
Partei durch die polniſche Regierung wurde ihm auch diefe materielle 
Lebensgrundlage entzogen. Er verarmte vollkommen und wurde ſchließ- 
lich als verdächtiger Paffagier in Sosnowitz aus dem Warſchau 
Kattowitzer Zuge geholt. Koziej iſt Ukrainer. Das Unglück ſeines 
Volkes iſt auch ſein Unglück geweſen. 


Das Teſtament des Grafen Potocki. 


Graf Jacob Potocki, der am 26. Januar 1865 in Berlin 
geboren wurde, it geſtorben. Er hat ſein Rieſen vermögen 
dem polniſchen Staat vermacht. Dieſes Vermögen ſtellt 
einen Wert von etwa 60 Millionen Zloty (rund 29 Millionen 
Reichsmark) dar und umfaßt allein ſieben Hüter von zuſammen 
60000 Hektar. Dazu kommen ein herrliches Schloß bei Warſchau, 
der größte Teil des dem Grafen gehörigen Städtchens Brzezanp (bei 
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Tarnopol), Beſitzungen an der Riviera, in Biarritz. Cannes, Juan-les- 
Pins, zwei großartige Paläſte in Paris, eine Eiſenerzgrube in den 
Pyrenäen, unermeßliche Schätze in Geſtalt von Kunſtſammlungen und 
eine Bibliothek. Nach dem Tejtament des Grafen ſoll der größte Teil 
des Schmuckes und des Samilienjilbers verkauft und der 
Erlös zu Wohltätigkeitszwecken verwandt werden. Die Landbeſitzungen 
ſollen in erſter Linie der Bekämpfung des Krebſes und der 
Cuberkuloſe zugute kommen, und zwar in Form einer Stiftung. 
Graf Potocki hat verfügt, daß Laboratorien, Unterſuchungsſtationen 
und Kliniken zur Krebs- und zur Tuberkulofebekämpfung gegründet 
werden, daß ferner Stipendien und Auszeichnungen auf dieſem Gebiet 
der Sorſchung zur Verteilung kommen. In dem Ceſtament erklärt Graf 
Potocki, daß er mit dieſer ſeiner letzten Willensverfügung nur die Ver- 
pflichtungen einlöſen wolle, die der Name feiner Samilie innerhalb des 
polniſchen Staates und des polniſchen Volkes ihm auferlege. Vor 
allem habe. er damit die Abficht, den Vollesgenoſſen in der Beſeitigung 
der Leiden zu helfen, deren Erforſchung bisher am wenigſten geglückt 
iſt. Die Kunſtfammlungen werden dem Nationalmuſeum, die 
Bibliothek wird der Warſchauer öffentlichen Bibliothek überwieſen. 
Der Staatspräſident hat den Toten dadurch geehrt, daß ihm im Sarge 
die Schärpe des höchſten polniſchen Ordens umgehängt wird. Sreilich 
hat es mit dem Vermögen des toten Grafen noch einen Haken. Am 
1. Oktober wurde ein Baron StanislawW Nelken in einem War- 
ſchauer Hotel verhaftet. Dieſer feine Baron hat mit Hilfe des 
Patockiſchen Hausjuden, d. h. des jüdiſchen Heneralbevollmächtigten des 
Grafen Patocki, etwa 10 Mill. Zloty unterſchlagen und verſchoben. 
Nelken war in den Warſchauer Nachtlokalen eine bekannte Geſtalt 
und hatte ſich der Polizei durch ſeinen ſinnloſen Luxus, feine riefigen 
Trinkgelder um bereits ſeit längerer Seit verdächtig gemacht. Unauf⸗ 
fällige Nachforſchungen, die bis nach Paris ausgedehnt wurden, 
brachten die Nieſenſchiebungen des Nelken ans Tageslicht, S. 


Pilſudſki — der Erzieher des polniſchen Volkes. 


Im Verlag Wilh. Gottl. Korn in Breslau iſt ſoeben 
ein Buch „Männer um Pilfudfki* von Heinrich 
Koitz erſchienen, dem wir nachſtehendes Kapitel entnehmen. 

Über den politiſchen Arbeitsmethoden Pilfudfkis liegt, von ihm 
ſelbſt gewollt, neben aller planmäßigen Zweckmäßigkeit etwas Nätfel- 
haftes, Geheimnisvolles, Dunkles, wie eine Wolke, aus der jeden 
Augenblick der ſtrafende oder befreiende Blitz herausbrechen könnte. 
Diefe Haltung mag bei den untergebenen Mitarbeitern zweierlei be- 
wirken: entweder erſtarren ſie in ängſtlicher Vorſicht und führen nur 
das unmittelbar Vefohlene durch, aus Furcht, ſich allzu weit von der 
Senerallinie zu entfernen, die der Marſchall in Belvedere heimlich 
hütet — oder aber ſie üben Jich, von der in ihnen ſteckenden Aktivität 
über dieſen toten Punkt jeder autoritären Negierungsmethode hin- 
ausgetrieben, in kritiſcher Selbſtverantwortlichkeit. Allen Legenden 
zum Crotz beſteht in Polen keine Diktatur im weſteuropäiſchen Sinne, 
das erfreuliche Bild ſelbſtverantwortlicher Arbeit wird alfo bei den 
Männern um Pilfudfki immer wieder ſichtbar. 

Es hat außerhalb der polniſchen Staatsgrenzen häufig Befremden 
und Mißverſtändniſſe ausgelöft, daß der Marſchall, der 1926 eine ſolche 
Fülle politiſcher Macht erhielt, daß es keine konſtitutionelle Grenze 
für ihn mehr zu geben brauchte, trotzdem den weſentlich mühſameren 
Weg ging, vier Jahre lang eine Verftändigung mit dem Sejm zu 
ſuchen, deſſen pilfudfkifeindliche Mehrheit ja erſt bei den November- 
wahlen von 1930 fiel. Aber auch von diefem Zeitpunkt ab regierte 
der Marſchall nicht als Alleinherrſcher mit all den guten und trüben 
Seiten eines ſolchen Suſtems, fondern blieb ſorgſam bemüht, auch im 
Nahmen der Sejmmehrheit des Negierungsblocks den formalen Vorder- 
grund legaler Demokratie aufrechtzuerhalten. 

g Die innere Urſache dieſes Zögerns. dieſes Suſtem ſcheinbarer poli- 
tiſcher Halbheit, dieſes Katze und Mausfpielen mit der zuſammen⸗ 
ſchmelzenden Oppoſition, von rechts und links liegt in den perjönlichen 
Lebenserfahrungen Pilſudſeis begründet. Als er nach dem Umſtur; 
von 1926 die Vorſtände der Sejmfraktionen zuſammenberief, um ihnen 
feine Meinung über die bevorstehende Präſidentenwahl mitzuteilen, 
hat er eine klare Begründung ſeiner politiſchen Haltung bereits im 
voraus gegeben: „Ich will nicht mit der Peitſche regieren, wenn es 
nicht unbedingt notwendig ift: denn ich habe ſelbſt allzu lange wie 
unfer Volk in der Fremdherrſchaft die Peitſche der Knechtſchaft und 
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Unterdrückung geſpürt. 

Es iſt eben doch Jo, daß Pilſudſki, dem der Kampf der politiſchen 
Befreiung ſeines Volkes teftlofer Lebensinhalt geworden ift, ſich im 
faſt kaum noch eingeſtandenen Innerſten feines Herzens weſentlich als 
großer nationalpolitiſcher Erzieher fühlt. Selbſt noch als Soldat, der er 
mit Leib und Seele ift, bricht dieſe pädagogifche Grundhaltung bei ihm 
durch. Mehr als einmal hat er bekannt, daß ihm bei dieſem wider- 
ſpruchsvollen Volk, dem er durch Schickfal und Neigung angehört, 
die Überwindung der in langen Jahrhunderten innerer und äußerer 
Versklavung erworbenen moraliſch-politiſchen Schwächen nur dadurch 
möglich und erfolgreich zu ſein ſcheint. daß er die weichen, empfind- 
ſamen und allzuſehr von äußeren Eindrücken abhängigen Armee 
dieſes Nationalkörpers am eiſenharten Gitter der feſtgefügten Armee 
in mühſamer Gärtnerarbeit wieder hochſuzüchten verſucht. Daher auch 
der außerhalb Polens Jo häufig mißverſtandene Charakter der pol- 
ternden Interviews und Artikel. mit denen Pilfudfki die innerpoli= 
tiſche Entwicklung Polens bis 1930 begleitete. Man hat in diefen 


mit gewichtigen Schimpfworten und ſtärkſten Soldatenflüchen ge- 
ſchmückten Erklärungen Pilfudjkis bisweilen eine krankhafte Neigung 
geſehen, während ſie in Wirklichkeit lediglich Ausfluß einer rauhen, 
aber im tieferen Sinne herzlich gemeinten Erziehungsmethode waren 
— weshalb ſeit 1030 dieſer Con auch raſch fallen gelaffen wurde. 

Die gleiche pädagogiſche Grundeinſtellung erklärt auch die überaus 
häufige Verwendung militäriſcher Perſönlichkeiten in der politiſchen 
Verwaltung. Sie kommen aus der Armee, alſo ſind fie Jauber, unbe- 
ſtechlich, zuverläſſig. Es gibt unter den führenden Perfönlichkeiten der 
Nachmaizeit in Polen kaum eine, die nicht durch dieſe militärifche 
Schule gegangen it, und der letzte Grad ihrer Wertung ift niemals 
die Frage, ob einer Innenminister, Univerjitätsprofeffor oder Rechts- 
anwalt iſt; entſcheidender Ausgangspunkt bleibt ſeit Jahren die mili= 
täriſche Leiſtung. Die Armee ift es auch, die fomohl in der Schicht 
der altverdienten Legionäre, die alle ausſchlaggebenden Schlüſſel⸗ 
ftellungen im Generalftab, bei der aktiven Führung und im Spezial- 
dienſt beſetzt halten, als in der jüngeren Schicht der eben erſt hoch⸗ 
kommenden neuen Offiziersgeneration, die geiſtig bereits ein Ausdruck 
der jungen Unabhängigkeit iſt, dem Marſchalk ein reiches Reſervoir 
geeigneter Kräfte zur Verfügung ſtellt, die im notwendigen Augenblick 
e in der Sphäre der reinen Politik Verwendung finden 

önnen. 

Da iſt eine zahlloſe Reihe verdienter Legionäre, die heute überall 
in der Verwaltung Polens ſitzen und eines ſchönen Tages aus dem 
Halbdunkel ihrer unmittelbaren Amtspflicht in das Rampenlicht großer 
politiſcher Verantwortlichkeit gerufen werden können. Heute verwalten 
fie die Konsulate im Ausland, leiten die Preffeftellen der Ministerien 
oder bewahren unter der behutſamen Leitung des Generals Stachiewic; 
im Hiſtoriſchen Kriegsbüro ſorgfältig die militäriſche Tradition des 
polniſchen Unabhängigkeitskampfes — morgen ſchon kann dieſe poli- 
tiſche Reſerve des Marſchalls, die über das Heer und die Verwaltung 
verteilt iſt, in die erſte Reihe der unmittelbaren Aktion treten. 

Es gehört zu den weſentlichſten Sharakterzügen der perſönlichen 
Autorität, in deren Namen der Marſchall zwar nicht formell, aber 
faktiſch in Polen herrscht, daß er auf Grund pfuchologiſcher Er- 
kenntnis und ſtrategiſcher Einſicht in den Kern jeglicher Befehlsgewalt 
die eigene oberſte Direktive ſtets freizuhalten wußte von allzu ängft- 
licher Beſchneidung der Verfügungsgewalt der nachgeordneten Amts- 
walter. Gerade dieſer Zug ilt es, der das Negierungsſuſtem Pilfudfkis 
mitten zwiſchen die zügellofe und unpraktiſche Pfeudodemokratie des 
Weſtens und die ſtraffe, klar und eindeutig autoritär geordnete Staats- 
form etwa Italiens und Deutſchlands ſtellt. Polen ift das eine nicht 
mehr und das andere noch nicht, — falls überhaupt der Weg in dieſer 
Richtung geht. Die ganze Vergangenheit des Marſthalls und ſeiner 
ausſchlaggebenden Mitarbeiter widerspricht einer Überſpannung dikta⸗ 
toriſcher Prinzipien; man könnte eher ſagen, daß ſie auf der Suche 
nach einer neuen Sorm demokratiſcher Ordnung find und — etwa wie 
das neue Oeutſchland — in einer autoritären Demokratie gleichermaßen 
den Schäden der Vergangenheit wie den Gefahren der Zusunfi auszu- 
weichen ſuchen. 

Die geſamte Verwaltungspraxis Pilfudfkis feit dem Mai 1926 
it ein einziger fortlaufender Beweis für die pfuchologiſche Sewendtheit 
feiner Menſchenbehandlung und Menſchenwerlung. Dieſe hohe Kunſt 
begleitet ihn von der Schwelle der Macht bis heute in kaum ununter⸗ 
brochener Intenſität. 


Wirtſchaft 


Noggenabkommen Deutſchland — Polen Rußland, 

Deutfihland, Polen und die Sowjetunion find die dreigroßen 
Noggenausfuhrländer der Welt. Schließen ſie ſich zu 
einer gemeinſamen Regelung ihres Noggenexportes zufammen, Jo find 
ſie ſehr wohl in der Lage, den Noggenpreis auf dem Welt⸗ 
markt zu diktieren. Kämpfen ſie aber gegeneinander, fo iſt ein 
Abſinken der Preiſe für den Exportroggen zum Nachteil der produ- 
zierenden Länder ſchwer zu vermeiden. In dieſer Erkenntnis hatten 
Deutſchland und Polen bereits vor Jahren einmal ein Roggen⸗ 
abkommen miteinander geſchloſſen, das fi) — vor allem für Deutſch⸗ 
land — jedoch als ein Sehlſchlag erwies. Im vergangenen Jahre kam 
auf neuer Baſis ein neues deutſch-polniſches Roggen- 
abkommen zultande. Dieſes wurde durch die entfprechende Aus- 
dehnung ſeiner Beſtimmungen auf Weizen und Weizenmehl 
dom J. Auguft d. J. an zu einem Brotgetreideabkommen 
erweitert. Von vornherein waren Deutſchland und Polen ſich 
darüber im Klaren, daß ein ſolches Abkommen nur dann zum vollen 
Erfolg führen konnte, wenn auch der dritte große Noggenexportitaat, 
die Sowjetunion, dieſem Abkommen beitrat. Der Beitritt dritter 
Staaten war demgemäß von vornherein vorgeſehen. Denn Rußland 
ltellte durch ſeine billige Noggenausfuhr den beabſichtigten Erfolg der 
deutſch-polniſchen Übereinkunft in Frage. Es drückte die Preiſe und 
ſchadete auf dieſe Weiſe nicht nur Heutſchland und Polen, fondern 
ließ ſich auch ſelbſt eine nicht unbeträchtliche Hewinnchance entgehen. 
Bor kurzem endlich hat die Moskauer Negierung in Berlin und 
Warſchau mitteilen lajlen, daß fie zunächft in bezug auf ihren 
Export von Roggen und Roggenmehl bereit lei, 
dem deutſch polniſchen Brotgetreide abkommen 
beizutreten. Am 24. September konnten darauf in Warfıhau 
die deutſch-polniſch-ruſſiſchen Verhandlungen über dieſe Frage be⸗ 
ginnen. Sie führten überraſchend ſchnell zu einem greifbaren Ergebnis. 
Bereits am 26. September wurde ein Abkommen para- 
phiert, durch das die Sowjetunion dem deutſch-polniſchen Abkommen 
in bezug auf Roggen und Roggenmehl beitritt, in bezug auf Weizen 
und Weizenmehl jedoch nicht verpflichtet wird. Die baldige Genehmigung 
dieſes Abkommens durch die Somjetregierung ſteht zu erwarten. 
Deutschland, Polen und Rußland beherrſchen dann den Weltmarkt 


für Roggen. Sie haben ſich gegenjeitig verpflichtet, ihren Cx port⸗ 


weizen nicht unter den in gemeinſamem Sin ver- 
nehmen feſtgeſetzten Mindeſtpreiſen abzuſetzen und 
[ich auch nicht mehr mit ihrem Roggenexport in die 
Quere zu kommen. Die Mindeſtpreiſe und fonftigen erforder- 
lichen Vereinbarungen werden in ſtändiger Fühlungnahme zwifchen der 
Neichsgetreideſtelle in Berlin, dem Polniſchen Ge- 
treide-Ausfubrbüro in Danzig und der Hamburger 
Niederlage des rulliſchen „Chlebexport“ verabredet 
werden. Die notwendigen Beſprechungen werden turnusmäßig für je 
4 Monate von den Vertretern der drei Staaten geleitet. Andere Länder 
können dem Abkommen beitreten. In Frage kommt hier jedoch nur 
noch Ungarn. Deutſchland führt 3. St. keinen Noggen aus. Polen 
bringt 3. St. noch vorjührigen Roggen auf den Auslandsmarkt; da die 
Koggenernte in Polen in dieſem Jahre jedoch etwa 2009. unter 
normal liegt, iſt mit einer weſentlichen Einſchränkung, vielleicht ſogar 
— wie bei Deutfehland — mit einem Stillftand des Exports zu rechnen. 
Über die Noggenmengen, mit denen die Sowjetunion in nächſter Seit 
auf dem Weltmarkt wird auftreten können, liegen keine zuverläſſigen 
Angaben vor. N 


Neue Sinkchütte in Magdeburg. 


Die von der Bergwerksgefellſchaft Seorg von Gie- 
ſches Erben im Auftrage der Sinkelektrolyfe SmbH. in Magde 
burg errichtete Sinkhütte hat ihren Betrieb jetzt aufgenommen. 
Bereits im Laufe des Oktober wird zum erſtenmal das in Deutfchland 
hergeſtellte Sinkelektrolyt auf den Markt kommen. Das Aus- 
gangsprodukt, die Zinkerze, werden auf der Deutſch-Bleiſcharleugrube 
(Deutſch-Oberſchleſien) gefördert. Bisher wurden die Zinkerze auf 
den durch die Grenzziehung an Polen gefallenen 
Sin kbütten verhüttet, um dann gegen Aufwendung von 
Deviſen wieder von Oeutſchland zurückgekauft zu werden. Die In- 
betriebnahme der Magdeburger Sinkhütte bedeutet demnach einen 
weiteren Schritt in dem Beſtreben, ſich vom ausländiſchen 
Markt unabhängig zu machen. 

Von den 15 Sink- und Bleierzgruben, die vor der Teilung Ober- 
ſchleſiens in Förderung ſtanden, fielen 1d Gruben auf Grund des 
Genfer Ceilungsdiktates an Polen, und nur 5 kleinere Sr 
gruben verblieben beim Reich. 7909. der Zinkblende- und 
7209. der Bleierzförderung kamen vom Jahre 1922 ab in Polen 
zu Cage und nur die geringen Neftmengen blieben dem Neich. Noch 
ſchwerwiegender war die Tatſache, daß ſämtliche 10 Zink- 
blende Röſthütten, in denen vor dem Kriege immerhin 15 vH. 
der geſamten deutſchen Schwefelſduregewinnung erzeugt wurden, an 
Polen fielen. Ebenſo verlor Deutſchland jamtlibe 12 Noh- 
zinkhütten. Mit dem Verluſt dieſer Hütten war Deutſchland 
die Möglichkeit genommen, die geringen Erz- 
mengen, die auf den verbliebenen kleineren Er3- 
gruben gefördert wurden, ſelbſt weiter zu ver- 
arbeiten. 
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im Gſten. 


Die Bergwerksgeſellſchaft Georg von Gieſches Erben, die hinficht- 
lich der Erzgruben und Hütten durch die Grenzziehung ſchwer getroffen 
wurde und für deren nunmehr oſtoberſchleſiſchen Beſitz eine bejondere 
Geſellſchaft gegründet wurde, errichtete nach der Teilung Oberſchleſiens 
öſtlich von Beuthen, hart an der Grenze, die Deutſch⸗ 
Bleiſcharleygrube, die von 1926 ab die Sörderung aus dem 
deutſchgebliebenen Teil des alten Bleiſcharleufeldes zu Cage brachte. 
Es entſtand mit dieſer Grube das größte Blei- und Zink- 
erjbergwerk Europas mit einer nach modernſten Kenntniſſen 
errichteten Aufbereitung. Ohne die Neueinrichtung dieſer Grube wäre 
Deutſchland vom Metallmarkt der Welt faft vollkommen verſchwunden. 
Mit der Inbetriebnahme der Deutſch-Bleiſcharleugrube nahm die 
weftoberſchleſiſche Erzförderung wieder einen Aufftieg und ließ Deutſch⸗ 
land auf dem Sinkmarkt wieder eine Rolle ſpielen, die durch die nun⸗ 
mehr in Betrieb genommene Magdeburger Sinkhütte noch weſentlich 
an Bedeutung gewinnen wird. 

Die Genoflenſchaften in Polen. 

In Polen hat es nach den Angaben des Warſchauer Statiſtiſchen 
Hauptamtes zu Beginn des Jahres 1934 11762 den verſchiedenen 
Reoifionsverbänden angehörigen Genoſſenſchaften gegeben. Gegenüber 
1932 bedeutet das eine Verringerung um 200 Genoſſenſchaften. Dieſer 
Rückgang geht ausſchließlich auf Koften des polniſchen Genoſſen- 
ſchaftswefens, während dasjenige der fremden Volksgruppen in Polen, 
der Ukrainer, Deutſchen und Juden, eine 3. T. beträchtliche Zunahme 
geben 1932 hat es 6777 polniſche Senoſſenſchaften ge- 
geben, bis Anfang 1934 iſt diefe Zahl um 356 auf 6421 zurückgegangen. 
Dagegen bat es an ukrainischen Genoſſenſchaften im Jahr 1928 
2487, im Jahr 1031 3369 und Anfang diefes Jahres 3411, alſo faſt 1000 
mehr als fünf Jahre vorher gegeben. Geringer iſt die Zunahme der 
deutſchen Genoſſenſchaften; deren Sahl iſt von 1932 bis 1934 von 888 
auf 925 geſtiegen. Südijche Genoffenſchaften wurden 1932 928, 1034 
1005 gezählt. Dieſe Zahlen haben der polniſchen Preſſe Anlaß ju be- 
weglichen Klagen über das Anwachſen der wirtschaftlichen Kräfte der 
fremden Volksgruppen in Polen gegeben. So hieß es 3. B. im „Kurjer 
Lodzki“ vom 3. Juli 1934: 

„Nach ihrer Art unterschieden, ſtehen die Spar- und Dar- 
lehnsgenoſſenſchaften an erſter Stelle. Es hat Anfang 1934 
von diefer Art 5994 gegeben. An zweiter Stelle ſtehen die Cin- und 
Verkaufs, die Milchverwertungs- und ähnliche Genoſſenſchaften 
mit 4508. Es folgen mit 1318 die Lebensmittelgenoſſen⸗ 
ſchaften, mit 105 die Wohn- und Bau genoffenfchaften, mit 166 
die Induſtrie- und Handel treibenden Genoſſenſchaften, mit 54 
die Arbeits- und Produktiv genoſſenſchaften verſchiedener Art 
und ſchließlich mit 22 die Handwerk genofſenſchaften. Wie hieraus 
erſichtlich, hat ſich die Kriſe ſehr deutlich auf unſer Genoſſenſchaftsweſen 
ausgewirkt, wobei von ihr nur die polnischen Genoſſenſchaften berührt 
wurden, deren Sahl ſich im Gegenſatz zu den Genoſſenſchaften, die von 
unjeren nationalen Minderheiten geführt werden, verringert. Die 
ukrainiſchen, jüdiſchen und deutſchen Genoffen- 
ſchaften vermehrenſich in Polen trotz der Kriſe. Dieſe 
Erſcheinung kompromittiert gründlich» unſer Schulweſen und unſere 
„beamtenmäßige“ Einftellung, da die Mehrzahl igendeine Stellung ſucht 
und zu dieſem Sweck von ſeinem Geburtsort nach anderen „Ceilgebieten“ 
flieht, um dort ein die Treue ſchwörender Mietling zu ſein, anſtatt ein 
freier Herr, der lich in den realen Daſeinsfragen zurechtfindet. Sich 
mit der Kriſe entſchuldigen zu wollen, das iſt gleich 
zeitig Dummheit und Lüge. Die n e auf wirt- 
ſchaftlichem Gebiete im eigenen Lande geſchlagen, 
weil ie nicht kämpfen und ſichſtattdeſſenhinmorden 
laſſen wie die Lämmer, die gleichgültig zuſehen, wie vor ihren 
Augen ihre Geſchwilter maffenweife hingeſchlachtet werden... Bei uns 
hat ſelbſt die Kriſe nicht vermocht, die Schläfrigkeit der „Mehrheit“ zu 
vertreiben. Deshalb bleiben für uns die Straßen, wäh⸗ 
rend die anderen die Häuſer beſitzen. Es iſt eine Wendung 
auf der ganzen Linie mit dem Geſicht zum Wirtſchaftsleben notwendig.“ 


Die polniſche Sivilluftfahrt. 


Die polniſche Luftverkehrsgeſellſchaft „Lot“ hat 
im erſten Halbjahr 1934 ſiebzehn Strecken beflogen. Insgeſamt 
wurden 3158, davon 2119 fahrplanmäßige Slüge ausgeführt, 2 024 400 
Paſſagier-Kilometer und 210 o00 Eonnen-Rilometer zurückgelegt. Die 
am meiſten beflogenen Strecken waren Lemberg — Warſchau (mit 311 
Slügen) und Warſchau— Krakau (mit 34 5 Flügen). Von auslän- 
diſchen Strecken beflog die „Lot“ Pofen— Berlin (61 Flüge), 
Krakau Brünn (151), Brünn — Wien (150), Lemberg — Czernowitz (76), 
Czernowitz—Bukareſt (T6), Bukareſt— Sofia (64) und Sofia — Sa⸗ 
loniki (64), ferner Wilna —Niga (69), Nige—Reval (62), Lemberg — 
Bukareſt (13) und Warſchau— Danzig (205). „Lot“-Slugzeuge ver- 
kehrten alfo bis nach Berlin, Wien, Neval und Sa- 
loniki, d. h. nach Deutschland, Öfterreich, dem Baltikum und auf 
den Balkan. An Inlandsſtrecken werden regelmäßig beflogen 
Warſchau- Krakau, Warſchau— Poſen, Warſchau— Katto⸗ 
witz, Warſchau — Lemberg, Warſchau — Wilna. Die Landes- 
hauptſtadt ift alſo der Mittelpunkt des polniſchen Slugnetes, von dem 
aus die Strecken nach Weſten, Nord- und Südweſten und Nord- und 
Südoſten ausstrahlen. Ferner wird die Kurzſtrecke Kattowitz — 
Krakau beflogen. 
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Der Kampf gegen den deutſchen Kultureinfluß im Baltikum. 


„Die Aufrichtung des autoritären Staates in den baltiſchen 

Ländern Eſtland und Lettland hat zwar der Mißwirtſchaft politiſcher 
Geſchäftemacher ein Ende gemacht, bedeutet jedoch keineswegs einen 
pölligen Durchbruch jenes neuen Geijtes einer am Horizont des Abend- 
landes berauffteigenden politiſchen Formenwelt, dem allein es vor- 
behalten it, die Jinnlofe und gefährliche Verkrampfung in den Be⸗ 
ziehungen der europäiſchen Staaten und Völker zueinander zu löſen 
und die abendländiſche Völkerfamilie einer beſſeren Zukunft ſinnvollen 
Ouſammenwirkens entgegenzuführen. Den heutigen Führern hier wie 
dort haften dazu noch zu ſehr die Cierſchalen ihrer eigenen politischen 
Vergangenheit als Parteiführer alten Schlages und ihrer geiſtigen 
Herkunft aus dem Liberalismus des vorigen Jahrhunderts an. Su 
dieſem Beharren in den eingefahrenen Gleiſen einer auf völkischen 
Hegenſätzen aufgebauten Politik kommt das peinliche, häufig geradezu 
übertriebene Beſtreben, das Preſtige des eſtniſchen und lettiſchen 
Volkstums im Kreiſe der alten europäiſchen Völker beſonders nach- 
drücklich zu wahren. So mußte es kommen, daß beide Länder nach 
der Beſeitigung einer überſtändig gewordenen Staatsform nicht in der 
endlichen Bereinigung des Verhältniſſes zwiſchen den einzelnen Natio- 
nalitäten die vornehmste Aufgabe des neuen Staates erblickten, Jondern 
ihren Marſch in die Zukunft unter dem Leitſatz „Ein Staat, ein 
Volk“ angetreten haben. Welches Unheil dieſer Grundſatz, den die 
ranzöſiſche Revolution geprägt hat, in einem Raum anrichten kann, 
der Jo ſehr wie Swiſcheneuropa das Beſtehen von Nationalftaaten 
ausschließt, hat die Vergangenheit jedem gelehrt, der belehrbar iſt. 
In dieſem Zeichen find in Swiſcheneuropa keine 
Siege zu erfechten. Ohne einen radikalen Bruch mit der alten 
Seit völkifchen Haders wird ſich das Tor zu den erjtrebten neuen 
Lebensformen nicht auftun. Es iſt den Verfechtern engſtirniger 
Nationalitätspolitik im europäiſchen Oſten noch immer nicht zum 
Bewußtſein gekommen, daß ſie ihre Kräfte vergeuden, wenn ſie ſich 
einer Entwicklung entgegenſtemmen, die allen Widerſtänden und künft- 
lichen Hemmungen zum Trotz einmal kommen muß und kommen wird. 
Wenn fie über dem Heute das Morgen nicht vergeſſen würden, Jo 
müßten ſie erkennen, daß ſie durch ſolche Politik die Schwächen ihrer 
Stellung zu verewigen trachten, ſtatt, wie ſie wähnen, ihre Macht 
zu erhöhen. 5 

Statt alſo die Vergewaltigung der jeweils ſchwächeren Volks- 
gruppe durch die ſtärkere zugleich mit anderen Nequiſiten einer über- 
wundenen Seit zum übrigen Gerümpel iv die Ecke zu kehren, wird 
durch die ſtaatliche Erneuerung dieſer Afterpolitik neuer Auftrieb 
erteilt. Für die deutſchen Volksgruppen Lettlands und 
ESſtlands bedeutet das eine neue Leidenszeit in ihrer an 
herben Prüfungen wahrlich nicht armen Geſchichte. Die Ausmaße und 
die zeitliche Ausdehnung der neuen Angriffe auf deutſches Volkstum 
jind vorerſt noch gar nicht abzuſehen. Die Notwendigkeit der bereits 
vorgenommenen und der noch geplanten Einſchränkungen der Lebens- 
rechte der deutſchen Volksgruppen wird ſowohl in Niga als auch in 
Reval in gleicher Weiſe begründet. Man ſpricht von der Not- 
wendigkeit einer ſtärkeren Einordnung der Volks- 
gruppen in den Staat. «Die Volksgruppen ihrerſeits find, und 
zwar nicht zuletzt unter dem Einfluß der neuen deutſchen Welt- 
anſchauung des Nationalfozialismus, von dieſer Not- 
wendigkeit ebenſo ſehr überzeugt wie Letten und Eſten. Das Unglück 
will es nur, daß man hüben und drüben unter dieſer Forderung ver- 
ſchiedene Dinge verſteht. Der Gegenſatz liegt nicht etwa darin, daß 
die deutſchen Balten ein Mehr an Rechten dem Staate gegenüber für 
ich beanſpruchen. Was ſie erſtreben, find vielmehr Pflichten gegen- 
über der Heimat, die fie im Laufe der Jahrhunderte nie vernachläjligt 
haben, die man ihnen heute aber vorenthalten will. Die deutſchen 
Balten wollen nicht beifeite ſtehen, wenn es ſich um die Mitverant- 
wortung für die Heimat handelt, um die Mitgeſtaltung ihrer Geſchicke. 
Die neuen Staaten auf baltiſcher Erde gehören allen ihren Söhnen, 
und nicht bloß dem einen Stamm, während der andere zur „völkiſchen 
Minderheit“ herabgewürdigt wird. Die deutſchen Balten wollen end- 
lich ſich nicht vom Dienſt an einem Lande abdrängen laſſen, dem ſie auf 
das engſte verbunden ſind und das, ohne ihre Verdienſte, in ſeiner 
heutigen Geſtalt gar nicht denkbar wäre. Gerade das aber wollen 
weder Letten noch Eſten gelten laſſen. Als Kennzeichnung für die 
eſtniſche aber auch lettiſche Einſtellung ſei hier folgender Ausſpruch 
des neuen Propagandachefs im Revaler Innenminifterium, Kukke, 
angeführt: „Die Volksgruppen ſollen nicht unterdrückt werden, doch 
lollten fie nicht vergeſſen, daß die Beſtimmung des Schickfals dieſes 
Erdenwinkels ein Necht iſt, das allein den Eſten zukommt.“ 

Das Vorgehen der beiden baltiſchen Regierungen gegen die deut⸗ 
ſchen Volksgruppen ihrer Länder iſt ſowohl grundſätzlich als auch tat- 
ſächlich ein völlig einheitliches. Wenn man ſich in politiſch intereſſierten 
Kreiſen erzählt, daß auf der jüngſten Rigaer Konferenz der drei balti- 
ſchen Staaten nicht nur der baltiſche Dreibund in feiner nunmehr 
bekanntgewordenen Faſſung Gegenjtand der Unterhaltung geweſen ſei, 
ſondern auch die Feſtlegung einer einheitlichen Politik den deutſchen 
Volksgruppen gegenüber, ſo iſt das wohl nicht ganz aus der Luft 
gegriffen. Die Eingriffe der Staatsgewalt in das 
Leben der Volksgruppen bewegen „ſich vornehmlich auf drei 
Gebieten: auf dem des Schulweſens, des Gebrauchs der deutschen 
Sprache in der Öffentlichkeit und endlich auf wirtſchaftlichem Gebiet. 
Es ſei hier gleich vorweggenommen, daß deutſchfeindliche 


Maßnahmen wirtſchaftlicher Natur über das Stadium 
gewiſſer Pläne und Abſichten kaum hinausgelangt ſind. Es hat ja 
wohl auch ſeine Schwierigkeiten, die eſtländiſche Wirtſchaft in eine 
deutſchbaltiſche und eine eſtniſche zu ſcheiden, um gegen die erjtgenannte 
vorgehen zu können. Die Wirtſchaftsbelange find jo miteinander ver- 
flochten, daß eine reinliche Scheidung kaum durchzuführen ift. Dasfelbe 
gilt für Lettland. Eine der erſten Maßregeln der neuen lettländiſchen 
Staatsführung nach der Maiumwälzung war die Aufhebung der 
autonomen Verwaltung des deutſchen Bildungs- 
weſens, die als Abteilung des Volksbildungsminiſteriums organijiert 
war. Der bisherige Abteilungschef am Unterrichtsminiſterium für 
deutſches Schulweſen wurde entlaffen. An die Stelle der, wenn auch 
dem Minifterium eingegliederten, jo doch weitgehend ſelbſtändigen Be⸗ 
hörde iſt nunmehr ein Neferent für deutſches Bildungsweſen beim 
Unterrichtsminiſterium getreten, der nichts weiter als ein ausführendes 
Organ der lettiſchen Schulbehörde iſt. Die parallel hierzu zu erwartende 
Auflöſung der deutſchen Kulturſelbſtverwaltung in 
Sſtland ijt bisher nicht erfolgt. Die Erklärung des eſtländiſchen 
Innenminiſters Einbund vor dem Parlament am 28. September: „die 
Minderheitsvölker müffen ſich in der Richtung umftellen, daß fie 
— zwar autonom ihre Kultur pflegend — doch zugleich und in gleicher 
Weiſe mit dem Mehrheitsvolk ſich in den Dienſt der großen Siele 
des Staates und der Heimat ſtellen“, läßt vermuten, daß an einen 
direkten Angriff auf die deutſche Kulturſelbſtverwaltung nicht gedacht 
wird. Ein anderer Satz der Negierungserklärung deutet indeſſen an, daß 
die Rechte der Kulturſelbſtverwaltung und ihre Bes 
tätigungsfreiheit eine weſentliche Minderung erfahren 
werden. Sur Behandlung der deutſchen Schule in 
Lettland Jei feſtgeſtellt, daß in der Hauptſtadt Riga eine höhere 
deutſche Lehranſtalt ihres neuzeitlichen, in der beſten Gegend der Stadt 
gelegenenen Schulhauſes beraubt worden iſt, um am Stadtrande in 
minderwertigen Baulichkeiten untergebracht zu werden. Ebenfalls in 
Riga ift eine deutſche Volksschule gänzlich gefchloſſen, rund 50 deutsche 
Lehrkräfte ſind entlaſſen worden, weil in den Grundſchulen 32 Klaffen 
weniger beſtehen, als im Vorjahre, und weil auch in den verbliebenen 
Klaſſen die Schülerzahl ſtark zurückgegangen iſt. Das Surückgehen 
der Schülerzahl, das auch in Eſtland zu beobachten iſt, erklärt 


ſich dadurch, daß neuerdings nur noch Kinder aus rein deutſchen Chen 


deutſche Schulen beſuchen dürfen, während Kindern aus Miſchehen der 
Eintritt in die deutſche Schule verwehrt iſt. Um weitere Beiſpiele an- 
zuführen iſt in Windau das deutfche Gumnaſium geſchloſſen worden, 
die Sahl der deutſchen Volksſchüler von 149 auf 92 juſammen- 
geſchmolzen, in Goldingen verblieben von bisher 5 Lehrkräften nur noch 
3 auf ihren Poſten. Das gleiche hat ſich in allen Städten des Landes, 
wo Deutfche ſiedeln, abgeſpielt. Sn Sſtland mußten auf Grund neuer 
Beſtimmungen die beſtehenden Privatſchulen erneut genehmigt werden, 
wobei das Recht, private Volksſchulen zuzulaſſen, dem Unterrichts- 
miniſter zuſteht, höhere Privatſchulen dem Staatspräfidenten. Letzterer 
hat die Sulaſſung beſtehender deutſcher Lehranſtalten in 
mehreren Fällen verweigert, ſo daß dieſe ihre Pforten werden 
ſchließen müffen. 

Von beſonderer Heftigkeit iſt der amtliche Feldzug, der in 
beiden Ländern gegen die deutſche Sprache eröffnet worden 
ift. Ein Blick in den Inſeratenteil einer beliebigen Tageszeitung zeigt, 
welch große Bedeutung der deutſchen Sprache auch heute noch im 
Wirtſchaftsleben zukommt. Bei jedem Stellenangebot wird regelmäßig 
betont, daß die Beherrſchung der „örtlichen Sprachen“, worunter 
deutſch und lettiſch bzw. eſtniſch verſtanden wird, unerläßliche Vor- 
bedingung iſt. Die deutſche Sprache iſt ferner die Brücke der Ver- 
ſtändigung der einzelnen baltiſchen Völker untereinander aber auch mit 
der abendländiſchen Kulturwelt. Die Verbreitung der deutſchen Sprache 
unter Letten und Eſten iſt auch noch weſentlich ſtärker, als oberfläch- 
liche Beobachtung vermuten läßt. Das zeigt ſich insbeſondere bei 
jolchen Anläfſen, wie z. B. dem Beſuch deutſcher Kriegsſchiffe in 
baltiſchen Hafenſtädten, wo dann oft überraſchenderweiſe falt jeder 
Lette und Eſte, der mit den reichsdeutſchen Gäften in Berührung 
kommt, deutſch verſteht. Der bestehenden Lage trug die amtliche 
lettiſche und eſtniſche Schulpolitik bisher infofern Rechnung, als die 
erſte Fremdsprache im Schulunterricht das Deutſche war. Das iſt nun 
anders geworden. Die lettländiſche Schulbehörde hat verfügt, daß in 
allen lettiſchen Schulen des Landes der deutſche Sprahunter- 
richt durch den engliſchen zu erſetzen iſt. In Eftland 
werden jetzt ſchon von insgeſamt 41 beſtehenden eſtniſchen höheren Lehr- 
anftalten 32 auf die engliſche Sprache als erſte Fremdsprache übergeben, 
und nur in 8 bleibt es beim Oeutſchen, während in einer Schule das 
Franzöſiſche an erfter Stelle ſteht. Der Kampf gegen die 
deutſche Sprache beſchränkt ſich indeſſen nicht auf die Schule. 
Der neue eſtländiſche Propagandachef Rukke kündigt eine großzügige 
Sſtoniſierung aller fremdländiſchen (lies: deut 
ſchen) Samiliennamen an, die durch weitgehende Negierungs⸗ 
maßnahmen unterſtützt werden wird. Miniſter Einbund erklärte, hierbei 
ſelbſt mit gutem Beiſpiel vorangehen zu wollen. Beſonders groteske 
Blüten zeitigt die Sprachen verfolgung im Poft- und 
Sijenbahnweſen. Den lettländiſchen Eiſenbahnbeamten iſt es 
neuerdings ſtrengſtens unterſagt, ſich im Verkehr mit dem reifenden 
Publikum einer anderen Sprache als der lettiſchen zu bedienen. Spricht 
ein ausländiſcher Neiſender aber kein Lettiſch, jo muß er ſich junächſt 
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durch ſeinen Neiſepaß ausweiſen, worauf, ſoweit vorhanden, ein Dol- 
metſcher den Verkehr zwiſchen dem Neiſenden und den Behörden zu 
vermitteln hat. Auf poſtaliſchem Gebiet richtet ſich das Refjel- 
treiben in erſter Linie gegen die deutſchen Orts- und 

arenbezeichnungen. Poſtſendungen, die andere als die heute 
amtlichen lettiſchen bzw. eſtniſchen Städte- oder Straßennamen auf⸗ 
weiſen, werden kurzerhand nicht befördert. Dieſe aberwitzige und den 
internationalen Gepflogenheiten zuwiderlaufende Maßnahme wirkt ſich 
im höchſten Grade ver kehrshemmend aus. Das Rigaer Haupt- 
poſtamt gibt bekannt, daß allein im Auguſt d. J. nicht weniger als 
536 önlandsbriefe und Karten nicht befördert worden find, weil die 
Anſchriften nicht in lettiſcher Sprache abgefaßt waren. Man kann ſich 
denken, wieviel ausländiſche Poſtſachen das gleiche Schicksal getroffen 
haben mag, wo doch die lettiſchen Ortsbezeichnungen dem Inländer 
mehr oder weniger gut bekannt ſind, dem Ausländer aber garnicht. 
Wer weiß z. B. im Auslande, daß die lettländiſche Hafenſtadt Libau 
heute amtlich Liepaja heißt, und Kurlands Hauptſtadt Mitau Jelgava. 
Die eſtländiſche Poſtbehörde geht ſogar noch einen Schritt 
weiter und fühlt ſich bemüßigt, auch den deutſchen Ortsbezeichnungen in 
fremden Staaten den Krieg anzufagen. Sur allgemeinen Erheiterung 
meldet neulich die Revaler „Eſtländiſche Seitung“, fie hätte eine nach 
Hermannjtadt in Rumänien adreſſierte Sendung vom eſtländiſchen 
Aufgabepoſtamt (nicht etwa vom rumäniſchen) als unbeftellbar 
zurückerhalten. Daß es in Lettland und Ejtland der deutschen Tages- 
preſſe verwehrt iſt, die alten hiſtoriſchen deutſchen Orts- 
be zeichnungen des Landes zu benutzen, verſteht ſich am Nande. 
Auf amtlichen Druck hin mußten die in Ejtland erſcheinenden deutfchen 
Preſſeorgane ihre Namen ändern. Die „Revaler Zeitung“ 
nennt ſich heute „Sſtländiſche Zeitung“, weil Neval amtlich 
Tallinn heißt und daher verpönt iſt. Die „Dorpater Zeitung“ 
erſcheint neuerdings aus ähnlichen Gründen als „Südeſtländiſche 
Seitung“ und der „Arensburger Anzeiger“ als „Wochen- 
blatt“ In Lettland erſtreckt ſich der Sprachenkrieg ſogar auf 
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die Namenſchilder an den Haustüren, da auf Anordnung des Nigaer 
Polizeipräfekten auch in den Hausfluren und Creppenräumen um Auf⸗ 
schriften in lettiſcher Schreibweiſe zuläffig find. Das will Jagen, daß 
der deutſchſtämmige Lettländer namens Müller ſeinen guten deutſchen 
Namen auf ſeinem Haustürfchild nunmehr Millers ſchreiben muß, wie 
es die lettiſche Schreibweiſe verlangt. In Eſtland wiederum ſteht in 
nächſter Zukunft eine Verordnung bevor, die allen Wirtſchafts⸗ 
betrieben vorſchreiben wird, ſich ausſchließlich nur noch der 
eſtniſchen Sprache als Geſchäftsſprache zu bedienen. 

Wenn man den einzelnen Letten oder Ejten um feine Meinung 
über dieſes Treiben befragt, jo wird er, insbeſondere wenn es ein 
Mann aus dem Volke iſt und nicht ein Vertreter entwurzelter und 
verbildeter intellektueller Kreiſe, ſo wird er ſicherlich in vielen Dingen 
ein von der lauten öffentlichkeit abweichendes Urteil fällen. In der 
Preffe jedoch begegnet man ſelten oder nie abmahnenden Stimmen. 
Die Sournaille ift reſtlos von der Unfehlbarkeit des heute gejteuerten 
Kurſes überzeugt und glaubt, daß die Kultur des lettiſchen 
und des eſtniſchen Volkes ſich nunmehr, nach Nieder- 
werfung des störenden deutſchen Alpdruks, zu 
herrlicher Blüte entfalten wird. Die Aigaer „Brih wa 
Seme“ findet für dieſen Glauben bejonders überzeugte Worte, 
indem fie ihre Leſer daran erinnert, daß menſchliche Kultur ihre höchſte 
Vollendung ſtets nur bei kleinen und kleinſten Völkern gefunden habe. 
Die Seitung führt das perikleiſche Athen mit ſeinen 40 000 Einwohnern 
an, weiſt nachdrücklich auf die höchſtens 27 Millionen Englands ju 
Shakeſpeares Seiten hin und beruft ſich endlich auf das Herzogtum 
Weimar, das die Blüte der deutſchen Klaſſik gefehen hat. Niemand 
dürfe behaupten, ſo ſchließt das Blatt ſeine lehrreichen Betrachtungen, 
daß die Letten ein kleines Volk ſeien. Das Lettentum ſei groß durch 
ſeine Seele. Wenn erft die gewaltigen geiſtigen Energien diefes Volkes 
frei würden von fremden Überlagerungen, ſo würde inmitten diefes 
Volkes eine ſo herrliche Kultur erſtehen, daß der ganze Erdball, nicht 
nur Europa, das lettiſche Volk bewundern werde. Sapienti sat. Abs. 


Danzig und die polniſche Preſſe. 


Im allgemeinen verhält ſich die polniſche Preſſe ſeit dem Abſchluß 
der Verſtändigungsabkommen Danzig gegenüber abwartend⸗ 
neutral. Sie vermeidet es im allgemeinen, in der früher üblichen, 
maſſiven Weiſe gegen Danzig Stimmung zu machen. Aber ſie ver- 
meidet es auch, etwas politiſch Vorteilhaftes über Danzig und ſeine 
Deutfchen zu ſagen. Es gehört ſchon zu den ſeltenen Ausnahmen, wenn 
in einem polniſchen Blatte einmal eine ruhig-ſachliche Behandlung des 
Danzig-polnifchen Verhältniſſes erscheint, daß einmal über Danzig ge- 


schrieben wird, ohne daß aus jeder Seile die nur mühſam unterdrückte 


alte Feindschaft gegen dieſen deutſchen Staat an der Weichſelmündung 
bervorbricht. Zu dieſen Jeltenen Ausnahmen gehört ein im „Pries 
glond Sofpodarczy“ erſchienener Artikel von Ing. Bohdan 
Nagorfki, dem langjährigen kaufmänniſchen Direktor des Danziger 
Hafenausfchuſſes, der ſich mit der künftigen Sufammenarbeit 
3wifchen den Häfen von Danzig und Gdingen befaßt: 
Nagorſki ift der Anficht, daß durch die Unterzeichnung der Damig- 
polniſchen Abkommen eine gewiſſe natürliche Harmonie 
und ein Gleichgewicht hinſichtlich der Ausnutzung 
der beiden Häfen erreicht und damit ein gewaltiger Ver- 
Kehrsrückgang im Danziger Hafen aufgehalten worden fei, der zu einer 
erheblichen Schrumpfung des polnischen Wirtſchaftseinfluſſes in Danzig 
hätte führen müſſen. Durch die Gleichſtellung der beiden Häfen in 
tarifariſcher, propagandiſtiſcher und akquiſitoriſcher Hinsicht ſeien die 
Hafenverwaltungen in der Lage, unter gleichen Bedin- 
gungen Jo viel Transporte wie möglich an fich zu 
ziehen und ſich die beſten Umſchlagsmöglichkeiten zu ſichern. Der 
Verfaſſer iſt der Meinung, daß dieſe Gleichſtellung der beiden Häfen 
ſicherlich automatiſch zu einer gewiſſen Sleichmäßig⸗ 
keit der Ausnutzung führen müſſe, da jeder der beiden Häfen 
individuelle Vorzüge für gewiſſe Warengruppen aufweiſe. Notwendig 
Jei jedoch auch weiterhin, Jo fährt Nagorski fort, die engſte Su- 
Jammenarbeit der beiden Hafenderwaltungen und 
die Aufftellung gewiſſer Richtlinien für die Entwicklung beider Häfen 
auf lange Sicht. RE 2 5 
Dabei müfle eine gewiſſe Spezialiſierung beider Häfen 
berücksichtigt werden, die aber nicht zu einer ausschließlichen grund- 
Jätzlichen Leitung beſtimmter Warengruppen nur nach einem der beiden 
Häfen führen dürfe. Dadurch würde man nämlich die Vorteile 
nehmen, die in der Möglichkeit beſtänden, beide Häfen zu benutzen. 
Da die Umſchlagsreſerve der Häfen in Danzig und Gdingen nicht über⸗ 
mäßig groß ſei, verglichen mit weſteuropäiſchen Häfen, ſo ſei anzu- 
nehmen, daß bei einer Konjunkturbeſſerung und bei einer Zuſammen⸗ 
arbeit der Häfen ſowohl Danzig als auch Gdingen in Zukunft die 
Grundlagen einer jtetigen Entwicklung geſichert werden könnten. 
Solche Artikel, die die Dinge ruhig und ſachlich betrachten, Jind 
— wie geſagt — eine Seltenheit. Häufiger ſind noch immer die ebenſo 
plötzlichen wie unbegründeten Ausbrüche einer offenen 
Seindfeligkekt, bei denen dann all' die von früher her noch 
geläufigen Vorwürfe und Verdächtigungen mit der gleichfalls früher 
alltäglichen Unbedachtheit und Gehäſſigkeit gegen Danzig vorgebracht 
werden. Solche Angriffe wurden täglich wieder einmal in einer Reihe 
von Oppofitions-, aber auch Negierungsblättern ohne jeden erlicht- 


lichen Grund gegen die Freie Stadt und ihre Regierung gerichtet. Das 
Signal gab ein Artikel des den Negierungskreiſen naheſtehenden 
„Rurjer Poranny“ unter der Überſchrift „Wir erwarten von 
dem Präſidenten Nauſchning eine Intervention. Kampf mit dem 
Polentum im Danziger Schulweſen in vollem Gange.“ In dieſem 


Artikel richtete das Blatt Angriffe gegen die Danziger Schulbehörden, 


in denen Worte mit „Sabotage der polniſch-Vanziger Zufammen- 
arbeit“, „böſer Wille“, „Chauvinismus“ und „Unaufrichtigkeit“ den 
Ton angaben. Behauptet wurde, daß Danzig den Vertrag vom 
18. September 1933 nicht erfüllt habe; denn es würden ja keine neuen 
polniſchen Schulen eingerichtet uw. Mit keinem Wort wurde natür- 
lich die Tatfache berückfichtigt, daß die Sahl der Anmeldungen zu 
den polniſchen Schulen ja auch nicht im entfernteſten zur Errichtung 
neuer Schulen ausgereicht hat. Es kam eben nur darauf an, einmal 
wieder eine Preſſeattacke gegen Danzig zu reiten. 


Die in Thorn herauskommende „Sazeta Gdanfka“ hatte 
natürlich nichts Eiligeres zu tun, als den Artikel des Warſchauer 
Blattes aufzugreifen und ihn noch zu unterſtreichen mit der Behaup⸗ 
tung, daß ſie ſelbſt Schon lange darauf hingewieſen hätte, daß nicht 
ein Punkt des Vertrages von 9 5 erfüllt worden ſei. Auch das 
polniſche Militärblatt „Polka Sbrojna* fühlte ſich bemüßigt, 
nun ſeinerſeits in einem Artikel unter der Überſchrift „Der Geiſt des 
Chauvinismus und der Sabotage“ die anderen Blätter möglichſt noch 
zu übertreffen. Das Blatt ſprach von einer „antipolniſchen Kam- 
pagne“ und meinte zum Schluß des Artikels dann feſtſtellen zu müffen, 
daß angeſichts einer derartigen Sachlage der Vertrag nur noch 
den Wert eines „Setzen Papiers“ habe. Ju gleicher Seit brachte 
auch der rechtsoppoſitionelle „Kurjer Warfzamfki“ einen 
Artikel, in dem die loyale Erfüllung der Verpflichtungen durch Polen 
und die angebliche Nichterfüllung von Danziger Seite behauptet wurde, 
wobei allerdings die Angriffe ſich mehr gegen die polniſche Regierung 
richtete, die dingen durch das Abkommen geſchädigt habe. N 


Auch der „Kurjer Poznanſki“ wußte natürlich wieder 
etwas über die von deutſcher Seite her drohende „Gefahr“ für das 
Polentum an der Oſtſeeküſte zu Jagen. Diesmal find es die deut- 
ſchen Schiffsmakler in Sdingen, durch die ſich diefes 
endekiſche Blatt beunruhigt fühlt. „Es iſt klar“, jo heißt es da, „daß 
die polniſche Schiffsmaklerei noch nicht Seit hatte, ſich ausreichend zu 
entwickeln. Die Ausländer waren uns notwendig. Die 
Gerechtigkeit erheiſcht die Anerkennung, daß die ausländiſchen Makler 
ſich bei der Entwicklung Sdingens große Verdienste erworben haben. 
Wir denken hier an die Makler der a ee Länder, die zum 
Wohle Polens in Gödingen arbeiten. ine beſondere 
Kategorie Ausländer bilden aber die Deutſchen. 
Dieſe haben hier eine beſondere Miſſion. Ihnen geht es nicht wie 
anderen Ausländern nur um Fracht für ihre Linie. Das Seft- 
ſetzen der Deutfber in Gdingen hat ohne allen 
Sweifel zum Siel, die polniſche Seeküfte zu be⸗ 
herrſchen. Dem wachſenden Einfluß der Deutſchen in Gdingen 
wird man mehr Aufmerkſamkeit widmen müſſen. Wenn man ihre 
ſtarke Poſition in der Sdingener Schiffsmaklerei in Betracht zieht 
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und erwägt, daß die Maklertätigkeit in Danzig faſt ausschließlich von 
Deutſchen ausgeübt wird, kann man ſich leicht ausmalen, wie groß der 
deutſche Einfluß auf unferen Seehandel ift und in welch großem Aus- 
maß die Deutjchen Vermittler bei unſerem Warenaustauſch mit dem 
Auslande ſind. Schließlich müſſen wir uns den Begriff der Wirt- 
ſchaftsſpionage zu eigen machen, die durchaus nichts Abſtraktes iſt. 
Wir konkurrieren auf vielen Gebieten mit den Deutjchen. Sich der 
deutſchen Vermittlung bedienen, heißt, den Feind, 
die Agenten der Deutſchen, in die eigenen Reiben 
bineinlajjen. Man muß jetzt fragen: wird von polniſcher Seite 
etwas getan, um dieſem Einfluß entgegenzuarbeiten? ... Wenn der 
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deutſche Vermittler mit Hilfe der Preiſe den polniſchen Konkurrenten 
ſchlägt, jo legt entweder der Deutſche vorläufig zu, um den Kampf 
zu gewinnen, oder ſeine Verluſte werden von einem Dritten gedeckt. 
St ſich die polniſche Regierung darüber Jchon klar geworden? Wird 
in unſerer Wirtjchaftspolitik die Tätigkeit der Oſthilfe in Erwägung 
gezogen? Wohin ſoll dieſes Anwachſen des deutſchen Einfluſſes an 
der polniſchen Küſte führen?“ — Es ſcheint, daß der Mann, der hier 
ſo beweglich über die Konkurrenz der deutschen Schiffsmakler klagt, 
ſelber Schiffsmakkler iſt und es nur darauf abgeſehen hat, die Deutfchen, 
mit denen er im freien Wettbewerb nicht fertig wird, mit Hilfe der 
polniſchen Behörden zu erledigen. 


Gſtpreußiſche Heide. 


Die Rominter Heide gehört noch zur Oſtpreußiſchen Seen- 
platte, die ſich nach Nordweſten abdacht. Die tieffte Einjenkung in der 
Mitte wird durch die Rominte gebildet. Im großen und, ganzen ilt 
das Gelände ſehr hügelig (150-285 Meter über dem Meeresſpiegel). 
Dieſe Geſtaltung der Oberfläche der Heide verdankt ihre Entſtehung 
den Ablagerungen und Einwirkungen jener gewaltigen Inlandseisdecke, 
die ſich von Skandinavien ſüdwärts fortbewegte. Und in diefer Eiszeit 
find auch die vielen Slußbette des Flußſuſtems „Rominte“ entſtanden, 
während durch die zuſammengequetſchten und aufgeſtauten Geröll- und 
Geſchiebemaſſen das „unruhige“ Landſchaftsbild entſtand, und als eine 
ſolche Staumoräne iſt auch der ſagenhafte Goldaper Berg anzusehen 
(272 Meter über dem Meere). 

An Tieren und Pflanzen bietet die Rominter Heide nicht 
nur dem Naturfreund, ſondern auch dem Naturforſcher ungemein viel 
Intereſſantes; auf dieſem Gebiete übertrifft ſie an Schönheiten und 
Merkwürdigkeiten alle anderen Wälder Deutſchlands. Darum iſt die 
Heide auch ſehr oft das Siel der Königsberger Studenten, die Natur- 
wiffenſchaft ſtudieren. Aus dieſen Gründen, dann aber auch, weil 
Nominten an der Spitze der oſtpreußiſchen Luftkurorte ſteht, und zuletzt, 
weil die Rominter Heide überreich an landschaftlichen Schönheiten iſt, 
wird fie von Jahr zu Jahr immer mehr von Erbolungsbedürftigen 
und von Wanderern aufgeſucht; namentlich werden die beiden gut 
eingerichteten Heime in Nominten: das Poſt-Erholungsheim und das 
Beamten-Erholungsheim ſehr ſtark von auswärtigen Gäſten in An- 
ſpruch genommen. 

Die Haupteinfalltore in die Heide ſind Gumbinnen und 
Soldap. Da aber zwei Eiſenbahnſtrecken: Goldap--Stallupönen und 
Soldap—Dubeningken— Szittkehmen die Heide umfaſſen, kann man von 
faſt jeder Bahnſtation aus in die Heide „eindringen“, wobei ſich überall 
die gleichen Naturſchönheiten dem Wanderer darbieten. Der Mittel- 
punkt des Beſucherverkehrs in der Heide iſt der Ort Nominten 
felbft mit feinem Jägdſchloß und mit feiner St.-Hubertus-Kapelle. In 
einer weiten, freundlichen Waldlichtung liegt das Dorf Rominten, 
das ein ganz charakteriſtiſches Gepräge aufweiſt, da die größte Sahl 
der Bauten in norwegiſchem Stil ausgeführt wurden. An 
Stelle der alten Strohhäuſer find ſchmucke Gebäude aus unbehauenen 
braunroten Baumſtämmen erbaut und mit hübſchem Schnitzwerk aejiert. 
Das Jagdſchloß ließ Wilhelm II. von den norwegiſchen Architekten 
Munthe und Swerre in norwegiſchem Stil erbauen. Es wurde in 
Norwegen abgebunden, zu Schiff nach Königsberg und von da mit der 
Bahn nach Trakehnen gebracht, von wo es dann mit Wagen nach 
Rominten befördert wurde. Nicht Prunk. ſondern Einfachheit, Wohn- 
lichkeit und Behaglichkeit kennzeichnen dieſes Jagdhaus“, das eben 
keinen Anfpruch auf die Bezeichnung „Jagdſchloß“ machen wollte. Die 


größte Sehenswürdigkeit in dieſem Haufe iſt der Speiſeraum, der mit 
prächtigen, jeltenen und ungewöhnlich ſtarken Geweihen von Hirſchen 
angefüut iſt. 

Während das Jagdhaus aus norwegiſchem Holz erbaut ift, wurde 
zum Bau der St.- Hubertus Kapelle, die den Stil der nor- 
wegiſchen Stabkirchen aufweiſt, Kiefernholz aus der Heide ſelbſt ver- 
wandt, das der norwegischen Kiefer weit überlegen il. Das Innere 
der Kapelle iſt einfach und ſchmucklos; doch verſetzt gerade dieſe Ein- 
fachheit und die mächtigen Säulen aus mehrhundertjährigen Kiefern 
(wie wir ſie in der Heide noch vielfach finden) den Beſucher in eine 
weihe- und andachtsvolle Stimmung. 

Die meiſten und lohnendſten Spaziergänge (und Fahrten) werden 

wohl von Nominten aus in die Heide gemacht, in der ſich dunkle 
Tannen und ſchlanke. kerzengerade, zweihundert und mehrjährige 
Kiefern erheben. In diefes Dunkel der Nadelhölzer mifcht ſich anmutig 
das freundliche Hellgrün der Laubbäume. 
Mit unzähligen Windungen ſchlängelt ſich die Rominte, der 
innerhalb der Heide zahlreiche kleine Bäche zufließen, in einem tief 
eingeſchnittenen Flußbett zwiſchen den bewaldeten Höhen hin. Munter 
tanzen die Fluten über kleine und große Steine; die maleriſch von 
Weiden und Erlen bewaldeten Ufer treten oft fo dicht an den Fluß 
heran, daß die Sweige der Uferbäume in das Waller tauchen. Weichen 
an anderen Stellen die Höhen zurück, Jo ſchweift das Auge über weite, 
grüne, ſaftige Wieſen hin, ſo daß man ſich an dieſen entzückenden 
Landſchaftsbildern nicht ſattſehen kann und uns die Worte H. Chr. 
Kaergels einfallen: „Se tiefer du dich in den Wald verlierſt, um fo 
inniger wächſt du in das Wunder. Der Wald der Heide iſt der 
größte Muſtiker. Keiner wird ihn enträtjeln, entweder er- wird ihn 
lieben — oder ihn verlaſſen, Einen andern Weg gibt es nicht mehr!“ 
Ein herrliches unvergeßliches Bild bietet die Rominter Heide an 
einem klaren, frühen Herbſtmorgen: „Träumeriſch blickft du von der 
Oſtſeite des Schloſſes der erwachenden Sonne entgegen. Unter dir, 
am Fuße eines ſteilen Hanges dampft die Rominte. In der Ferne 
wird das weite Wieſental der Nominte ſichtbar, das im vom glitzernden 
Sonnenſchein beſtrahlten Nebel ruht, umrahmt von Waldkuliffen, die 
du noch im tiefſten Dunkel ſiehſt. Aus allen Himmelsrichtungen dröhnt 
— bald ganz nahe, bald in weiter Ferne erklingend — der Schrei des 
Brunfthirſches. . .. Was eben noch in Nacht getaucht war, der 
dunkle Wald, erſtrahlt plötzlich in den leuchtendſten Farben, die nur 
ein Maler erſinnen kann: dunkles Rot der amerikanischen Eiche, 
ſtrotzendes Hold der Hainbuche, der eigene Glanz der Birke und der 
jitternden Eſpe, fahles Gelb der Eſche, alles in unzähligen Farben- 
miſchungen ſich abſtufend. Dazwiſchen überall das dunkle Grün der 
Nadelhölzer. Strahlender Herbſt auf widerſtrahlender Heide . . .!“ 


Buchbeſprechungen. 


Beiträge zur Geſchichte des polnischen Aufftandes in Poſen. Die 
von Oberſtudienrat Dr. Schmitz, Schneidemühl, herausgegebenen 
„Srenzmärkiſchen Heimatblätter“ (Abhandlungen und 
Berichte der hiſtoriſchen Abteilung der Grenzmärkiſchen Geſellſchaft zur 
Erforſchung und Pflege der Heimat) haben es ſich zur Aufgabe gemacht, 
in einer Folge von Einzeldarſtellungen aus der Geſchichte des polniſchen 
Aufſtandes und der deutſchen Abwehrkämpfe in Poſen mit dazu bei- 
zutragen, eine empfindliche Lücke der deutſchen Kriegs- und Narhkriegs- 
Heſchichtsſchreibung zu füllen. Heft I (Januar) und 2 (Juli) des 
Jahrganges 1934 bringen zwei längere Beiträge von Oberſtudienrat 
Dr. Schmitz über die Abwehrkämpfe des Nawitſcher Deutih- 
tums und über die deutſchen Bolksräte Weſtpoſens, ferner 
Berichte über die Kämpfe um CTirſchtiegel von Rektor Brühl, 
über die Polenkämpfe im Abſchnitt Schönlanke von Dr. Mol 
denhauer und über die Schickſale Hohenſalzas und Arge- 
naus in der Aufſtandszeit, mitgeteilt von Fr. K. Kriebel nach den 
Aufzeichnungen eines Argenauer Bürgers. All dieſe Berichte, die noch 
fortgeſetzt werden, laſſen die Kampfentſchloſſenheit des Deutſchtums 
der Poſenſchen Nandkreife erkennen und fie zeigen auch, daß die 
Hage von den Deutichtumsführern in den ſüd- und weſtvpoſenſchen 
Kreiſen richtiger verſtanden und die ſich bietenden Möglichkeiten zu 
aktiver Abwehr des polniſchen Vormarſches von ihnen entſchloſſener 
us goweriet wurden. ols dies etwa in Bromberg der Fall mar wo 
Geheimrat Cleinow wirkte. Man hat Jich in Nawitſch, Liſſa, Meſeritz, 
Cirſehtiegel. Bomſt uſw. weniger mit der „großen Politik“ befaßt, 


als um die Organiſierung eines ſchlaafertigen örtlichen Widerſtandes 
der deutſchen Arbeiter, Bauern und Bürger bemüht; man hat weniger 
auf Berlin gehofft, als ſich auf ſich ſelber verlaffen; man hat erſt die 
militäriſche Verteidigung geſichert und dann mit der politiſchen Auf- 
klärungsarbeit begonnen. Man war Politiker und Soldat zugleich. Und 
darauf kam es an, mit dem Wort und mit der Waffe zugleich, vor allem 
aber mit der Waffe kämpfen zu können und kämpfen ju wollen. 


Familiennachrichten. ER 


Geburtstage: Bertha Stade, geb. Oeſtreich, Ehefrau des verſtorbenen 
Gendarm. ⸗Wachtmſtr. K. Stade, früher Grätz, Konkolewo, Bukowiee u. Poſen, 
88 bei ihrer Tochter Hedwig Herrmann, Steglitz, Kiſſinger Straße 11, am 4. 10. 
75 J. 


Nach langem Leiden verſchied am 27. September 1934 
im Alter von 86 Jahren mein lieber Mann, unſer lieber 
Vater und Großvater, der Gendarmerie-Oberwachtmeiſter i. R. 
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und Leutnant a. 
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